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Dringender Appell für die bedingungslose 


Freilassung der Gefangenen 


aus der Rote Armee Fraktion (RAF) 


Nahezu alle Gefangenen aus der RAF sind 
inzwischen mehr als 10, 15 und 20 Jahre in- 
haftiert. Alle sind in dieser Zeit den ver- 
schiedensten Formen von Sonderhaft aus- 
gesetzt worden. Alle haben Jahre strengster 
Isolationshaft hinter sich, eine Form der 
Haft, die international als Folter geächtet 
ist, weil sie die physische und psychische In- 
tegrität der Gefangenen zerstört. Immer 
wieder haben die Gefangenen gegen diese 
Bedingungen gekämpft. Nachall dieser Zeit 
gibt es nur noch eins - sie müssen endlich 
raus, um überhaupt eine Lebensperspekti- 
ve zu haben. Allein die schweren gesund- 
heitlichen Schädigungen durch diese Haft 
machen das zwingend. 

Es muß Schluß sein mit der Quälerei in 
den Gefängnissen. 

Die Gefangenen sind Teil eines weltwei- 
ten Aufbruchs für ein menschenwürdiges 
Leben, für Gesellschaften auf der Basis von 
Gerechtigkeit und Solidarität. 

Auch dieser Staat hat kein Recht, seine 
politischen Gegner in Gefangenschaft zu 
vernichten. 


Freiheit für die Gefangenen aus der RAF! 


ErstunterzeichnerInnen: 

Berlin: Prof. Dr. Jürgen Kuczynski (verst. 6.8.97); 
Dr. Gerhard Branstner, Schriftsteller; Georgia Peet, 
Wolfgang Szepansky, Überlebende der KZ Ra- 
vensbrück und Sachsenhausen; Ellen Brombacher, 
Basissprecherin PDS + Sprecherin der KPF; Sport- 
vereinigung Dynamo. Buenos Aires: Marta Badillo, 
Hebe de Bonafini, „Mütter der Plaza de Mayo“; Dr. 


Ich/ 


Sergio Schoklender, Rechtsanwalt; Jose M. Rodri- 
guez, Buchhändler. Lucia Cerpa, Angehörige der 
politischen Gefangenen in Peru, Schwester des bei 
der Stürmung der japanischen Botschaft in Lima 
ermordeten MRTA-Commandante Nestor Cerpa. 
Katalonien: Coordindora contra abuso de poder 
(Koordination gegen Machtmißbrauch); Coordi- 
nadora d’osone contra la tortura (Koordination ge- 
gen Folter); Francesco Arnau, Jaume Llodia, lgna- 
si Colbi, Rechtsanwälte. Euskadi: Gestoras pro 
Amnistia. Istanbul: 'TIYAD (Verein der Angehöri- 
gen der politischen Gefangenen und Verschwun- 


denen); Devrimci Genclik (Revolutionäre Jugend); 


Redaktion ‚Kurtulus’; Idil Kültür Merkezi (Kultur- 
zentrum). 

APAPC (Vereinigung der Angehörigen und Freun- 
de der kommunistischen Gefangenen) Brüssel. 
Heidi Lippmann-Kasten, MdL (B90/Grüne), Vors. 
„Prison Watch International“. Daniel Delabria, 
Lille. Peter Gingold, VVN/BdA. Gertrud Müller, 


Vors. Lagerkomitee KZ Ravensbrück. Hans u. Tos- 


ca Lebrecht, Tel Aviv, ‚Verb. d. Antifaschisten u. 
Opfer des Nazismus in Israel’, Vizepräs. Interna- 
tionale Föderative der Widerstandskämpfer - 
ELR? (unterstützen aus humanitären Gründen). 
Pavel Mikulastik, Theaterdirektor, Freiburg. Ulla 
Jelpke, MdB-PDS. Wolfgang Grell, Pfarrer, Laten- 
dorf; Otfried Halver, Pfarrer i.R., Hamburg. Hans 
Branscheid, ‚Medico International’. Bremen: Cor- 
nelius Hertz, Galerist; Dr. Christoph Spehr, Histo- 
riker; Ludwig Baumann, Wehrmachtsdeserteur, 
Träger d. Aachener Friedenspreises. Rainer Kröh- 
nert, Kabarettist. Franz-Josef Degenhardt, Lieder- 
macher. Darnell Stephen Summers, Regisseur u. 
Musiker, USA. Mitarbeiter von AL 
HADAF (Zeitschrift der Volksfront 
zur Befreiung Palästinas, PFLP), Da- 
maskus. Dr. Karam Khella, Publizist, 
Hamburg. Veysel Akay, Vor. ‚Verein 
der Juristen aus Kurdistan’ (YHK). 
Freies Frauenbüro Kurdistan, Köln. 
Democratic Palestine, Magazine 
Palästina. AG ‚Cuba si’ der PDS. Tor- 
sten Bultmann, Gesch.führer ‚Bund 
demokratischer Wissenschaftler. 
erband der Studenten in Kurdistan 
(YXK), Köln. Informationszentrum 
für freie Völker, Köln. 145 Teilneh- 
merlnnen der Internationalen Che-Guevara- 
Konferenz, die am 27./28. September 1997 in 
der Humboldt-Universität Berlin stattfand. Ju- 
lio Marenales, Mitglied der Direktion MLN Tu- 
pamaro, Uruguay. Martha Duran, Journalistin 
und Soziologin, Mexiko. 
Emil Carlebach unterstützt die Forderung mit ei- 
ner eigenen Erklärung (s. S. 2) 


Bitte ausschneiden und zurück an: „Freiheit jetzt“, c/o Schanzenblitz, Bartelsstraße 21, 20357 Hamburg, Fax (0 40) 430 41 57 


Freiheit 
jetzt ! 


Guten lag, 

wir sind Männer und Frauen, die Gefan- 
genen aus der RAF schreiben und sie besu- 
chen. 

Wir wollen einen Beitrag leisten für ihre 
sofortige und bedingungslose Freilassung. 
Wir beginnen mit relativ schwachen Kräf- 
ten. 

Deshalb suchen wir nach Unterstützung. 

Wir wenden uns an Sie, weil wir Sie durch 
Ihre Arbeit als fortschrittliche Menschen 
wahrgenommen haben. 

Wir bitten Sie, mit Ihrer Unterschrift der 
Forderung nach bedingungsloser Freilas- 
sung der Gefangenen aus der RAF Gewicht 
zu verleihen. 

Wir würden Sie gerne als Erstunterzeich- 
ner/in für diesen Aufruf gewinnen und fra- 
gen Sie, ob Sie mit einer Veröffentlichung 
einverstanden sind. 

Mit unserem Schreiben an Sie wollen wir 
Ihnen unsere Anliegen und unsere Beweg- 
gründe nahebringen. 


Erklärung 


Hätten die jungen Frauen und Männer, 
die als ehemalige Angehörige der RAF in 
den Haftanstalten der BRD einer „Son- 
derbehandlung“ unterworfen werden, 
dem Bataillon des CDU-Ministers Ober- 
länder angehört und Tausende Juden und 
Polen erschlagen, dann wären sie längst 
in Freiheit, falls sie überhaupt von der 
westdeutschen Justiz angeklagt worden 
wären. 

Aber bis heute werden sie anders behan- 
delt wie die Juden- und Polenmörder. Der 
CDU-Ministerpräsident und Blutrichter 
des Hitlerregimes Herr Filbinger hat sei- 
nen Kommentar gegeben: „Was gestern 
Recht war, kann doch heute nicht Un- 
recht sein.“ 

Macht der Justiz à la Filbinger ein Ende, 
gebt den Gefangenen aus der RAF die 
Freiheit zurück- 

Emil Carlebach (Buchenwald-Häftling No. 
4186) 


Sicher gibt es verschiedene Gründe für die 
Freilassung der Gefangenen. 

Es würde unserer Sache dienen, wenn Sie 
Ihre Unterstützung für unsere Freilassungs- 
forderung mit einem kurzen Satz dazu un- 
terstreichen würden. 

Ansonsten stellen wir uns vor, daß folgen- 
der Text (hoffentlich mit Ihrer Unterstüt- 
zung) veröffentlicht werden soll: (s. S. 1) 


Wir möchten Ihre Aufmerksamkeit auf fol- 
gende Tatsachen lenken: 

die Gefangenen sind 'leil eines weltwei- 
ten Aufbruchs, der mit dem Kampf gegen 
Kolonialismus einhergingund mit dem Mil- 
lionen Menschen große Hoffnungen ver- 
banden. In der BRD markierte die 68er Be- 
wegung einen Finschnitt in den scheinba- 
ren Konsens zwischen Nazi-Nachfolgestaat 
und Gesellschaft, dernach KPD-Verbot und 
Unterdrückung des Widerstands gegen die 
Wiederbewaffnung während der 50er das 
einzig mögliche schien. Aus den Erfahrun- 
sen 68 entstand die RAFE 

Seite an Seite mit den Befreiungsbewe- 
sungen in Afrika, Asien und Lateinamerika 
kämpften Cuerillagruppen i in Westeuropa 
und in USA für die Überwindung des Im- 
perialismus und für eine Welt auf der Basis 
von Gerechtigkeit und Solidarität. Black 
Panthers and American Indian Movement 
wiesen auf die Ansprüche der schwarzen 
und indigenen Bevölkerung Nordamerikas 
hin; die Neue Frauenbewegung schaffte 
sich Raum. 

Aus diesen Kampfprozessen gibt es noch 
immer in vielen Ländern politische Gefan- 
gene, darunter mehrere, die mehr als 20 Jah- 
re drin sind. Und immer mehr sind später 
dazugekommen. 

Eirkämpfte Veränderungen konnten kaum 
gehalten worden. Die imperialistische Um- 
klammerung des Südens durch ökonomi- 
sche Erpressung und Contra-Kriege bedeu- 
tet für Millionen Menschen verstärkte Ar- 
mut, Hunger, Vertreibung, Kriegund viel zu 
frühen Tod. Viele haben im Kampf für Ge- 
rechtigkeit und Menschenwürde auch in 
den reichen Ländern des Nordens ihr Leben 
gegeben. Allein aus dem Zusammenhang 
Rote Armee Fraktion trauern wir um 26 To- 
te. 

Von Anfangan waren die Gefangenen aus 
der RAF verschiedenen Formen der Son- 
derhaft ausgesetzt. Von Anfang an ging es 
darum, sie zu brechen, ihre Identität zu zer- 
stören, das heißt letztlich auch vorihrer phy- 
sischen Vernichtung nicht zurückzu- 


schrecken. 

Das wird bis heute fortgesetzt, sichtbar an 
der Verweigerung bzw. dem endlosen Hin- 
auszögern von notwendigen medizinischen 
Behandlungen. Unsere größte Sorge gilt da- 
bei Heidi Schulz. 

All die Jahre haben die Gefangenen gegen 
diese Bedingungen gekämpft. Nach dem 
letzten großen kollektiven Hungerstreik der 
Gefangenen aus der RAF und aus dem Wi- 
derstand 1989 gelang es durch langandau- 
ernde Mobilisierung, die Freilassung von 
einzelnen Gefangenen zu erreichen. Inter- 
nationale Solidarität trug dazu bei, daß Irm- 
gard Möller nach mehr als 22 Jahren entlas- 
sen wurde, und stoppte vorerst die drohen- 
de aaa von Mumia Abu-Jamal. 


Solidarität von Al-HADAF 


An Freiheit jetzt 
c/o Schanzenblitz 
Bartelsstr. 21 
20357 Hamburg 


Liebe Genossen und Genossinnen, 

Im Andenken an Eure gefallenen Genos- 
sen vor zwanzig Jahren schicken wir Euch 
allen unsere besten solidarischen Grüße. 
Wir unterstützen Euren Kampf und Eu- 
ren Appell für die bedingungslose Frei- | 
lassung der Gefangenen aus der RAF Wir 
fordern die Freilassung der politischen 
Gefangenen in der BRD und in der 
sanzen Welt sowie der Gefangenen aus 


der RAF 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Freiheit für Eure politischen Gefangenen! 
Hoch die internationale Solidarität! 
Chefredakteur und Mitarbeiter der Zeitschrift 
der PFLP: die palästinensische politische Zei- 
tung Al-HADAF 


Seit den 80er Jahren sind in der BRD poli- 
tische und soziale Errungenschaften zu- 
nehmend zurückgedrängt worden. 

Der Zusammenbruch der sozialistischen 
Staaten und die Annexion der DDR be- 
scherte der BRD einen ungeheuren Macht- 
zuwachs und von uns nicht vorhergesehene 
neue Handlungsräume eines immer aggres- 
siver operierenden Kapitals. 

Wir wissen, es ist nicht einfach, in dieser 
Situation den Staat zu einem Zugeständnis 
zu bewegen. Protest wird totgeschwiegen, 
Widerstand wird niedergeknüppelt und 
auch totgeschwiegen, oder beides wird be- 
nutzt für weitere Verschärfungen. Nazi- 
Horden wird der Weg freigemacht gegen 
Menschen, die auch nach kapitalistischem 
Kalkül überflüssig und/oder störend sind. 

In mehr als 10.000 Ermittlungsverfahren 
werden ehemalige DDR-Bürger verfolgt, 
hochbetagte ehemalige Funktionsträger zu 
langen Haftstrafen verurteilt. 

Ganz zu schweigen von dem sozialen 
Elend, in das die überwältigende Mehrheit 
der ostdeutschen Bevölkerung gestoßen 
wurde. 

Das Verbot kurdischer Vereine verwehrt 
einer halben Million Menschen in diesem 
Land ihr Recht auf Organisierung, erweitert 
die Verfolgung des türkischen faschisti- 
schen Regimes und ermöglicht die Inhaf- 
tierung von zur Zeit ca. 300 Kurdinnen und 
Kurden in BRD-Gefängnissen sowie ihre 
Abschiebung in blutige Folter und drohen- 


den Tod. 


Trotzdem: 

Wir wissen, auch in diesem Land kämp- 
fen Ienschen tagtäglich um ihre Selbstbe- 
hauptung und Würde. 

Was bleibt uns denn sonst? 

Wenn wirnicht kämpfen, wird es nurnoch 
schlimmer. 

Zu unserem Leben, zu unserer Geschich- 
te gehören die Gefangenen, und durch ihren 
Kampf gehören sie auch zu der Geschichte 
und Gegenwart aller fortschrittlichen Men- 
schen. 


Für das Leben und die Freiheit der Gefange- 
nen aus der RAF! 


FREIHEIT JETZT! 


Freiheit jetzt! 

c/o Schanzenblitz 
Bartelsstraße 21 
20357 Hamburg 


Fax: (0 40) 430 41 57 


Beitrag auf der Pressekonferenz am 4. September 


Die Haftbedingungen der 
politischen Gefangenen in der BRD 
verletzen die Grundsätze der UNO- 

Menschenrechts-Konventionen 


Wir dokumentieren den Beitrag, den Wienke 
Zitzlaff auf der Pressekonferenz der An- 
gehörigen am 4.9. in Bonn gehalten hat. 


Die Folgen dieser Haft werden von anderen 
TeilnehmerInnen dieser PKausführlich dar- 
sestellt. 

Ich beziehe mich auf die inzwischen min- 
destens 20 Jahre lange Kritik internationa- 
ler Gremien an diesen Haftbedingungen. 

Wir begründen damit, 
daß alle Gefangenen sofort freigelassen wer- 
den müssen 

und 
daß diese Sonderhaftbedingungen grundsätz- 
lich abgeschafft werden müssen, gegen keinen 
Gefangenen mehr praktiziert werden dürfen. 


Hier einige Dokumente: 

aus Gerichtsentscheidungen 

und aus der Kritik 

von amnesty international, 

des UNO-Menschenrechts-Ausschusses 
und 

des politischen Ausschusses der parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates: 


Marianne Hogefeld ist tot 


Wir sind tief 


Grundgesetz Art. 104 Abs. 1 Satz 2 

daß „festgehaltene Personen ... weder see- 
lisch noch körperlich mißhandelt werden“ 
dürfen. 

amnesty international hat bereits 1973 die 
Kleingruppenisolation als eine Mißhand- 
lung von Gefangenen denunziert. Die Kri- 
tik richtete sich damals gegen Franco-Spa- 
nien. 

Dennoch wurden Anfang der §0er Jahre 
in der BRD Hochsicherheitstrakte gebaut. 
Die politischen Gefangenen wurden unter 
dem Deckmantel des Wohngruppenvollzu- 
ges dort in Kleingruppen isoliert. 

Aus dem Beschluß des OLG Stuttgart am 
30. Juli 1975 gegen Ulrike Meinhof, Gudrun 
Ensslin, Andreas Baader, Jan-Carl Raspe: 

„10. Die Haftentscheidungen des Ge- 
richtes richten sich nach dem geltenden 
Haftrecht. Hierzu gehören die UNO-Min- 
destgrundsätze - mögen sie auch wertvolle 
Hinweise und Anregungen geben - nicht.“ 

Der BGH entscheidetam 22. Oktober 1975: 

„D) Die Beschwerdeführer leben unter an- 
deren Haftbedingungen. Sie müssen Be- 
schränkungen auf sich nehmen, die nach 


betroffen von dem 


plötzlichen Tod von Marianne Ho- f 
gefeld. Marianne war die Mutter von 
Birgit Hogefeld, Gefangene aus der pġ 
RAF Jahrelang hat sie mit uns in der 
Angehörigen-Gruppe für die Zu- 
sammenlegung der Gefangenen aus 
RAF und Widerstand sowie die Frei- 
lassung von Günter Sonnenberg 
und Bernd Rössner und für die Frei- 
heit aller politischen Gefangenen 


gekämpft. 


Marianne hat zusammen mit Jupp schon lange, bevor Birgit in den 
Knast kam, sich für die Gefangenen eingesetzt. Ihre Anteilnahme 
und Unterstützung vor allem im Hungerstreik 1989 hat uns gestärkt 
und wohlgetan. Marianne war eine liebenswerte, warmherzige und 
gastfreundliche Weggenossin. Wir werden sie sehr vermissen. 


Martha Barabaß für die Angehörigen der politischen Gefangenen 


dem Urteil von Prof. Rasch (Anm.: Prof. 
Rasch ist international anerkannter Ge- 
richtsgutachter. Er hatte die Gefangenen in 
Stammheim untersucht und ihre Haftbe- 
dingungen kritisiert) durch die ihnen ge- 
währten „Privilegien“ nicht aufgehoben 
werden. Indes haben sie diese ihre Ver- 
handlungsunfähigkeit  mitbedingenden 
Umstände selbst zu verantworten ... 

Hinreichend gesichert ist jedenfalls ... daß 
sich jeder von ihnen zu dieser kriminellen 
Vereinigung (Anm.: gemeint ist die ‚Rote 
Armee Fraktion - RAF”), deren Ziele weit- 
gehend von ihnen selbst bestimmt werden, 
rückhaltlos bekennt. 


Wenn sie gleichwohl seit Jahren das Ver- 
halten fortsetzen, das die staatlichen Orga- 
ne zur Anwendung dieser Haftbedingungen 
zwingt, so haben sie somit die Her- 
beiführung ihrer Verhandlungsunfähigkeit 
in Kauf genommen.“ 

Diese Entscheidung gilt bis heute für al- 
le politischen Gefangenen. 

Im Juli 1976 prüft und diskutiert der 
UNO-Menschenrechts-Ausschuß den Be- 
richt der Bundesregierung über die Einhal- 
tung der Menschenrechte in der BRD: 

Ausschußmitglieder fragen die Vertreter 
der Bundesregierung nach den Haftbedin- 
gungen, zum Beispiel nach der Dauer der 
Isolationshaft und der Dauer der Kon- 
taktsperre. Die Antworten der Regierungs- 
vertreter sind unvollständig oder falsch. Sie 
werden aufgefordert, die Diskussion und 
Fragen in der Bundesrepublik zu veröffent- 
lichen und die Fragen dem Ausschuß 
schriftlich zu beantworten - beides aber ge- 
schieht nie. 

Im Juli 1982 äußerte sich der Ausschuß in 
seiner „Allgemeinen Bemerkungen 7/16 
zum Folterverbot gemäß Art. 7 des Paktes: 
„... auch eine Maßnahme wie die Einzelhaft 
kann ... den Umständen entsprechend ge- 
sen diesen Artikel verstoßen.“ 

Der Politische Ausschuß der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates fordert 
am 20.9.1983: 

„alle Methoden zur Zerstörung der Per- 
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ir haben in den letzten drei Nummern des Angehörigen Infos über die Situati- 
on der Gefangenen aus der RAF und va. die drastische gesundheitliche Situati- 
on berichtet. Wir haben über den Versuch der BAW geschrieben, jetzt nach 15 
Jahren Gefängnis für mehr als die Hälfte der Gefangenen eine Mindeststrafe durchzuset- 
zen - bei Heidi Schulz 19 Jahre -, bevor es überhaupt um die Festlegung der restlichen Jah- 


re gchen soll. 


Wir freuen uns über die Initiativen und die vielen einzelnen, die u.a. auch in diesem In- 
fo zum Ausdruck bringen, daß sie sich für die Freilassung der Gefangenen aus der RAF ein- 


setzen wollen. 


Menschen, die sich nicht von der Walze der Abrechnung mit der Guerilla-Politik durch 
alle Medien hindurch erdrücken und zum Schweigen bringen lassen. 
Es wird sicher auch andere ermutigen, sich in diesem Sinn zu Wort zu melden. 


nsgesamt ist die Situation noch unverändert. 

Bei Helmut Pohl sieht es so aus: Es gibt inzwischen die Zusage durchs hessische Ju- 

stizministerium, daß Helmut die medizinische Versorgung bekommt, die er braucht. 
Der von ihm benannte Neurochirurg hat jetzt Helmut noch mal untersucht und mit ihm 


alle weiteren Schritte besprochen. 
Damit ist erreicht, was zu erreichen war. 


Bitter bleibt, daß bei Helmut jetzt dieser Zustand da ist 


OR RE6HOHHHTEBEESOC CH HE HEHE HE HH BC SB BT OH BT BT GH CO GH BT HH GH CO BT BT EB TE OH GH BT BC CB HT CO CO BHO GH CH OO 


sönlichkeit, zur Beeinträchtigung der per- 
sönlichen Identität oder des seelischen 
Gleichgewichts als entwürdigende und un- 
menschliche Behandlung zu qualifizieren .. 
und dementsprechend zu verbieten und 
einzustellen.“ 

Weiter führte der Politische Ausschuß 
aus: 

„Erstens: Die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

1979 hat ai einen Bericht über die Haft- 
bedingungen von Personen veröffentlicht, 
die wegen politisch motivierter Verbrec hen 
in Untersuchungshaft oder bereits verur- 
teilt waren. In seinem Jahresbericht von 
1982 hat ai festgestellt, daß wegen politi- 
scher Verbrechen in Untersuchungshaft ge- 
haltene oder bereits verurteilte Personen 
unter alarmierend schlechten Bedingungen 
gefangengchalten werden, obwohl die 


Behörden zugesagt hatten, Verbesserungen 
einzuführen. Insbesondere hob der Bericht 
hervor, daß die langanhaltende Isolations- 
haft, die solchen Gefangenen auferlegt wird 
(seies die vollständige Isolation oder die Iso- 
lation in kleinen Gruppen) ihre Gesundheit 


ernsthaft beeinträchtigt hatte.“ 

Im April 1986 diskutiert der UNO-Men- 
schenrechts-Ausschuß den 2. Bericht der 
Bundesregierung über die Finhaltung der 
Menschenrechte in der BRD: 

kin Ausschußmitglied fragt nach der Be- 
deutung des Ausdrucks „Gefangene aus der 
terroristischen Szene“. 

Antwort des Vertreters der Bundesregie- 
rung: Der Begriff des 'lerrorismus sei zwar 
rechtlich unpräzise, habe aber „praktische 
Vorteile“. Ein Terrorist begehe Straftaten 
aus politischen Gründen, was es sehr viel 
schwerer mache, dies juristisch zu bekämp- 
fen. 

Frage: Warum wird eine besondere Haft 
generell gegen „Gefangene aus der terrori- 
stischen Szene“ angew. andt? 

Antwort: Für eine abgetrennte Unter- 
bringung („separate imprisonment“) gebe 
es keine zeitliche Begrenzung; diese Art der 
Unterbringung dauere vielmehr so lange, 
wie die Gefahr bestehe. Wegen ihres „l'a- 
natismus“ sind diese speziellen Regelungen 
für diese Gefangenen erforderlich. 

Frage: Es lägen medizinische und psy- 
chiatrische Berichte über die gesundheits- 
schädlichen Folgen der langandauernden 
Isolation und sensorischen Deprivation vor. 
Ob die Gefangenen medizinisch versorgt 
würden? 

Antwort: Gefangene in sicherer Verwah- 
rung („safe custody“) benötigten keine be- 
sondere medizinische Fürsorge. 

Und: Dies sind keine Menschenrechtsfra- 
gen, die der Ausschuß behandeln müsse. 

Weitere Fragen bezogen sich auf das 
Recht auf Verteidigung etc. 

Im Frühjahr 1989 - während des 10. und 
letzten Hungerstreiks der Gefangenen - 
wandte sich die Arbeitsgruppe an den Son- 
derberichterstatter der UN-Menschenrechts- 
kommission zu Folter, Prof. Kooijmans. Prof. 
Kooijmans erklärte, ob und wie er tätig wer- 
de, sei vertraulich. 

In seinem nächsten Jahresbericht an die 
UN-Menschenrechts-Kommission heißt es: 


kam der Spezialberichterstatter zu 
Konsultationen in Bonn mit Vertretern des 
Bundesjustizministeriums zusammen. Er 
wurde dahingehend informiert, daß die be- 
troffenen Gefangenen (deren Zahl unge- 
fähr 25 ist) immer noch eine Gefahr für die 
Gesellschaft bildeten ... insoweit sei ihre Iso- 
lation selbst gewählt. 

Ihm wurde versichert, diese Angelegen- 
heit sei Gegenstand ständiger Aufmerk- 
samkeit der Regierung, und die ergriffenen 
Maßnahmen würden ständig kontrolliert 
werden ...“ 

Im März 1989 kritisiert der UN-Men- 
schenrechtsausschuß den 3. Bericht der Bun- 
dlesregierung über die Einhaltung der Men- 
schenrechte in der BRD: 

Fragen: 

- ob die Maximaldauer von drei Monaten 
für Einzelhaft, die er als ‚exzessiv’ bezeich- 
nete, noch in Geltung sei. (Die Dauer von 
3 Monaten ist in \ 89 Abs. 2 Strafvollzugs- 
gesetz festgelegt.) 

- ob auf Grund antiterroristische Gesetze 
inhaftierte Gefangene für längere Zeit in 
Isolationshaft gehalten würden. Fine derar- 
tige Bestrafung könne psychologische Pro- 
bleme verursachen. Wenn sie erkrankten, 
werde es diesen Gefangenen nicht erlaubt, 
einen Arzt ihrer Wahl herbeizuziehen. Wer- 
den solche Dinge untersucht? 

- Ein Vertreter ist über die Behandlung 
von politischen Aktivisten (!) und über ih- 
re lange Finkerkerung betroffen. 

Die Antworten des Vertreters der Bun- 
desregierung sind schr pauschal: 

... die Behörden versuchten, die Bedin- 
gungen weiter zu verbessern. Personen, die 
wegen terroristischer Verbrechen angeklagt 
seien, meinten oft, besondere Gefangene zu 
sein, die eine besondere Behandlung ver- 
langen könnten. Um dieses Ziel zu errei- 
chen, hätten sie zu allen möglichen Aktio- 
nen Zuflucht genommen, um Aufmerk- 
samkeit auf sich zu lenken .. 

1992 schlägt der damalige Justizminister 
Kinkel vor, über die Haftentlassung einiger 
Gefangener zu diskutieren - einerseits - an- 
dererseits werden neue Strafverfahren mit 
den Kronzeugen aus der DDR durchge- 
führt. Kronzeuge heißt, daß, wer mit den 
Gerichten zusammenarbeitet, andere bela- 
stet, mit weniger Strafe zu rechnen hat, 
gleichgültig, welche Tatvorwürfe gegen ihn 
vorliegen. 

Seit 1973 mußten mindestens 9 Gefan- 
gene aus medizinischen Gründen wegen 
Haftunfähigkeit entlassen werden! 


Dokumentationen: 

Herausgeber: Pieter Bakker Schut u.a., To- 
desschüsse, Isolationshaft, Fingriffe in das 
Verteidigungsrecht, 4. Auflage, Berlin 1995, 
Verlag Rote Säge 


Hans Michael Empell, Die Menschenrechte 
der politischen Gefangenen in der Bundesre- 
publik Deutschland; Völkerrechtliche Beiträ- 
ge zum Kampf gegen die Isolationshaft, 
GNN-Verlag, Hamburg 1995 


2. internationale Treffen por la humanidad y contra neoliberalismo 


„Wir werden ohne 


sie nie frei“ 


Das 2. internationale Treffen por la huma- 
nidad y contra neoliberalismo fand dieses Jahr 
vom 26.7.-3.8. im spanischen Staat statt. 


Das erste 'Ireffen war letztes Jahr - vorge- 
schlagen und organisiert von der EZLN - 
zum selben Zeitpunkt in Chiapas/Mexiko 
im lacandonischen Urwald. 

Die Ireffen sind gedacht als Raum für die 
internationale Diskussion, sich kennenzu- 
lernen, einen Austausch von Erfahrungen 
der unterschiedlichen Kämpfe und Wider- 
stände aus den verschiedenen Ländern und 
Regionen zu machen und die Suche nach 
Verständigungüber die aktuelle Situation in 
den einzelnen Ländern und in den globalen 
Zusammenhängen. 

Analysen über die vergangenen Erfahrun- 
gen zu erstellen und über F ’erspektiven und 
Möglichkeiten heute. 


čs war bei den Vorbereitungstreffen für 
dieses 2. 'Ireffen beschlossen worden, daß 
die Situation der Gefangenen aus der Gue- 
rilla, Befreiungsbewegungen und Wider- 
ständen in allen Arbeitstischen Teil sein soll- 
te. 

Konkret zu den Gefangenen war bei mei- 
ner Arbeitsgruppe - 2. Politik, „unsere Wel- 
ten und die Welt der Macht“ - die in Rue- 
sta mit ca. 250 Leuten stattfand, so, daß wir 
uns mit einzelnen aus verschiedenen Län- 
dern zusammengesetzt haben und den fol- 
genden Text formuliert haben und eine Ver- 
anstaltung geplant haben. 


Diese Veranstaltung haben wir dann in 
Ruesta mit dem 'lext gemacht und aus den 
einzelnen Ländern noch genauer berichtet: 
Peru, Baskenland, Galicien. Palästina, Tür- 
kei/Kurdistan, BRD, Italien. 

Aus der Zeitknappheit für die gesamte 
Diskussion war auch diese Veranstaltung 
zeitlich begrenzt, und das war schade, da sie 
gut besucht war und sich daraus genauere 
Diskussionen hätten entwickeln können. 
Das Interesse war da. 


Der Text zu den Gefangenen wurde auf der 
Veranstaltung fürs Gesamtplenum in Rue- 
sta vorgeschlagen, und er ist dann dort auch 
verabschiedet worden mit der Bestimmung, 
ihn aufdem Endgesamtplenum (2.500 Leu- 
te) in Fl Indiano vorzustellen, und auch dort 
ist er dann verabschiedet worden. 

Es gab eine extra Arbeitsgruppe zu den re- 
volutionären Gefangenen, die in Almuneca 
stattgefunden hatte. Dazu ist hier noch 
nichts zu sagen, weil die Informationen sehr 
bruchstückhaft sind. 


Im folgenden nun der Text: 


Der neoliberalistische Kapitalismus hat in 
den letzten Jahren eine totalitäre, fast abso- 
lute Macht erreicht, aber auch in dieser Si- 
tuation kämpfen viele Genossen und Ge- 
nossinnen gegen die Misere, die Ungerech- 
tigkeit, die Ausbeutung und für ein würdi- 
geres Leben für die Menschheit. 

Zwischen uns allen gab und gibt es eini- 
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ge, die aufgrund ihres konsequenten Kamp- 
fes einen Nerv der herrschenden Ordnung 
getroffen haben, und diese hat mit ihrem 
wahren terroristischen Charakter reagiert. 

So befinden sich in den Gefängnissen, in- 
folge unterschiedlicher politischer Konflik- 
te in der Welt, Zehntausende politischer 
Gefangener. Wir reden hier zu den Gefan- 
genen, ohne alle Opfer der Repression, die 
Ermordeten, die Verschwundenen und Exi- 
lierten zu vergessen. 

Die Gefangenen sind Teil der unter- 
schiedlichen Kämpfe und erfahren die blu- 
tigste und härteste Repression, weil die ter- 
roristischen Staaten sie als Geiseln benut- 
zen, mit dem Ziel, jeden Widerstand zu be- 
enden. 

Diese Staaten haben keine Skrupel, die 
Gefangenen unter zerstörerischen Metho- 
den einzusperren. Wir meinen die heuch- 
lerische Negierung demokratischer Prinzi- 
pien durch die Sondergesetze und Sonder- 
gerichte, die die systematische physische 
und psychische Folter ermöglichen, und wir 
meinen auch die Komplexität der Massen- 
medien auf der aktiven Art (Kriminalisie- 
rung) und der passiven Art (Schweigen). 

Wir dürfen auch nicht die Realität inner- 
halb der Gefängnisse vergessen, wo Folter, 
Isolation, sexuelle Gewalt und Zerstreuung 
(Vereinzelung) Beispiele für unzählige indi- 
viduelle und kollektive Menschenrechtsver- 
letzungen sind. 

Das alles mit dem Ziel, die Gefangenen 
physisch und in ihrer politischen Identität 
zu vernichten. 

Der unbedingte Wille zur Rache und Ver- 
nichtungseitens der Unterdrückenden rich- 
tet sich auch gegen die Angehörigen unse- 
rer Gefangenen, indem ihnen die Grund- 
rechte auf Kommunikation und Kontakt 


verwehrt werden. 

Diese unerträgliche Situation erfordert 
von uns eine feste und entschlossene Be- 
reitschaft, um die sofortige Veränderung ih- 
rer Situation zu kämpfen. 


Deswegen fordern wir die Unterstützung 
der Gesellschaft bei den folgenden Forde- 
rungen: 

l. Anerkennung als politische Gefangene. 

2. Abschaffung der Ausnahmegesetze 
und Auflösung der militärischen und zivi- 
len Sondergerichte. 

3. Respekt der individuellen und kollekti- 
ven Menschenrechte für die Gefangenen. 

4. Als Folge fordern wir die sofortige Ver- 
besserung ihrer Lebensbedingungen. 

Trotzdem, es ist nötig: 

die Schaffung eines Zusammenhanges, 
der eine totale Amnestie ermöglicht, damit 
sie mit uns zusammen bei dem Aufbau ei- 
ner gerechteren, freieren und würdigeren 
Welt teilnehmen können. 

Amnestie, nicht als eine Entschuldigung 
vor dem Staat, nicht als Befriedung, sondern 
als Befreiung, die nur über Beziehungen der 
Kräfte und mit Stärke erreichbar ist. 

Aus dem Treffen heraus übernehmen wir 
die Verantwortung, daß dieses comunique 
den Gefangenen zu Händen kommt und da- 
mit ein Beitrag ist, um ihre Isolation, zu der 
sie verurteilt worden sind, zu durchbrechen. 
Wir werden ohne sie nie frei 
Nie wieder eine Welt ohne uns 
Nie wieder eine Welt ohne sie 


El Indiano, 2.8.997 

Verabschiedet vom 2. Interkontinentalen 
Treffen gegen den Neoliberalismus und für die 
Menschlichkeit, der vom 26.7.-3.8.1997 im 
spanischen Staat stattfand. 


ee 


2 
ee 
) 
te FRE SR ER DRS wel EEE OR 


Der Infoladen „Tierra y Libertad“ führte am 6./7. September („Tag 


at, N 


3% BE wi e E EAE 
der Sachsen“) in Plauen 


einen Infostand zur Solidarität mit den politischen Gefangenen und ihrer bedingungslosen 


Freilassung durch. (Bild) 
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Emil Carlebach in der UZ 


„Es werden 
keine 
Gefangenen 
gemacht“ 


Emil Carlebach schrieb in der Zeitung 
„unsere zeit“ am 19. September 1997: 


Mehrere Sender haben in diesen Tagen 
den Film über Entführung und Er- 
schießung des Arbeitgeberpräsidenten 
Schleyer ausgestrahlt. Die Tendenz 
konnte man schon vorher wissen: Die 
Frauen und Männer der RAF waren be- 
sessene, fern der Wirklichkeit agieren- 
de Feinde der Gesellschaft; ihre palästi- 
nensischen Verbündeten wurden ge- 
zeichnet, wie die Nazis Juden zeichnen 
würden; Schleyer als hilfloser, dem 'Io- 
de entgegensehender Mann, der als SS- 
Führer nie einer Fliege ein Haar ge- 
kümmt hat. 

Wie gesagt, das konnte man alles vor- 
hersagen. Aber dann kam etwas, das 
selbst mich überraschte. 

Herr Zimmermann ließ den Vorhang 
fallen; der Man, den wir, als er Bun- 
desinnenminister war (CSU), als „Kopf- 
ab-Z/Zimmermann“ kennen lernten, we- 
gen seiner Forderung nach Wiederein- 
führung der 'lodesstrafe. 

Als die Rede darauf kam, daß Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt (SPD) ein 
Nazi-Offizier gewesen war (Herbert 
Wehner: „Der Herr Bundeskanzler hat 
seine Lebenserfahrung nicht in der Ar- 
beiterbewegung gesammelt, sondern 
im Offizierskasino“) wollte der christli- 
che Zimmermann nicht zurückstehen: 

Er selbst sei auch Offizier gewesen, be- 
tonte er, 

und Franz-Josef Strauß, der damals ei- 
ne Rolle spielte, ebenfalls; 

und der für Geheimdienste zuständi- 
ge Wischnewski - der uns immer als Ge- 
werkschaftsfunktionär vorgestellte So- 
zialdemokrat - Offizier Hitlers, 

und der Chef des Verfassungsschutz- 
amtes, Herr Herold - Offizier Hitlers. 

Christen? Sozialdemokraten? Ge- 
werkschafter? Schützer der Verfassung? 
Wie sie gebacken sind - einer wie der an- 
dere Hinterlassene des braunen Verbre- 
chers. An Schaltstellen der Macht die 
Waffenträger des Nazistaates. 

Redet da einer von Unterwanderung? 

Spricht da einer von Seilschaft? 


1977 - 1997: 20 Jahre Stammheim 


Und dann kommen noch die Kiesin- 
ger und Filbinger, die Globke, Oberlän- 
der und tutti quanti dazu - dann ist die 
Freie Demokratische Grundordnung 
fertig. Alle hochgelobte und hochbe- 

zahlte Demokraten à la Adenauer und 
Kohl. 

Jeder bestätigt dem Nebenmann die 
demokratische Zuverlässigkeit; wer 
wird da noch zweifeln? Und wenn der 
Zimmermann, stolz über seine Siege i in 
Mogadishu und Stammheim, nicht ge- 
plaudert hätte, dann wäre auch mir 
nicht aufgefallen, welche verschworene 
Gemeinschaft sich hier unter der Fti- 
kette FDGO zusammengefunden hat. 

„Do sind sie alle, alle ehrenwert“ (Sha- 
kespeare). 

Daß die Deutsche Bank und Krupp 
und IG Farben alle Veränderungen - 
vom Kaiser zur Republik, von Ebert zu 
Hindenburg, von Hitler zu Adenauer, 
Brandt und Kohl, unbeschadet über- 
standen haben, ohne je gewählt worden 
zu sein oder davongejagt zu werden, das 
wissen viele. Aber wie und wo die Exe- 
kutoren der Macht, der Staatsgewalt 
weiter, sichtbar oder unsichtbar, die Fä- 
den ziehen, hoch oben, weit über den 
Köpfen der Wähler, bestimmen, „wo’s 
lang geht“ - in dieses wohlgehütete Ge- 
heimnis hat uns das Fern sehen dank der 
Redseligkeit des Kopf-ab-Zimmer- 
mann einmal einen kurzen Abend lang 
einen Blick werfen lassen. 

us werden keine Gefangenen ge- 
mac icht“ , das sagte in diesem Film bet- 
leibe nicht einer derer aus Adolfs Armee; 
nein, das ließ man den Präsidenten von 
Somalia sagen. 

Es wurden auch keine Gefangenen ge- 
macht. So, wie es Wilhelm IH. Jahr- 
zehnte vorher (1900) den Soldaten auf- 
trug, die er gegen China schickte, um 
den Chinesen mit Tod und Vergew aiti- 
gung die christlich-abendl indische Kul- 
tur beizubringen. Underst ein paar Wo- 
chen ist es her, daß ein Oberst der frei- 
en und demokratischen Bundeswehr 
diese Meuchelmord-Parole den Rekru- 
ten mit auf den Weg gab, die nach Bos- 
nien geschickt wurden. Da aber haben 
sich ein paar mutige junge Männer ge- 
funden, die gegen diesen Oberst auf- 
traten. Öffentlie h auftraten. 

Ein Lichtblick. 

Nur ein Lichtblick? Nicht mehr? 

Es sollte ein Beispiel werden, ein Bei- 
spiel für alle die, die g glauben, gegen „die 
da oben“ könne man nichts machen. 


X 


Der 'lerrorismus hat einen langen Arm 
Die 'Tücke dieser Menschen paart sich 
Mit besonderen Fähigkeiten, die 
unglaublich erscheinen können. 


/.um Beispiel hat Andreas Baader, um 
vorzutäuschen, 

ermordet wurde, seinen berühmten 
Selbstmord 

nicht nur begangen, indem ersich hinterlistig 
So ins Genick schoß, 

Daß die Kugel zur Stirn heraustrat 

(Noch dazu ı mit der rechten Hand, 

obwohl er Linkshänder war) 


Daß er 


Sondern hat, laut Befund der Ballistik- 
Experten 

Des Bundeskriminalamts, 

Diesen Schuß aus einer Entfernung 
von dreißig bis vierzig Zentimetern 
Zwischen Mündung der Pistole 

Und seinem Hinterkopf abgegeben 


Das soll ihm mal Finer nachmachen 
Da kann man nur sagen: 


Der Terrorismus hat einen langen Arm. 


(Frich Fried) 


Die obige Postkarte wurde zusammen mit zwei weiteren (siehe unten) vom Infobüro für die 
Freiheit der politischen Gefangenen, PF 103 162, Heidelberg, herausgegeben. 


. Frafheitfür alle polilischen Gnfangenen! 


18.10.77 


Gwegen das Vergessen - Degen die 
Isrrschende Geschichtsfälsel hungi 


Veranstaltungen 


1977 — 1997 


Dienstag, 7. Oktober, 19.30 Uhr 

Film: Deutschland im Herbst 1977/78 

Böll, Steinbach, Fassbinder, Kluge, Schlön- 
dorff, Reitz, Sinkel, Cloos, Jellinghaus, 
Mainka, Schubert 

A-Laden, Rathenowerstr. 22, U-Bhf. Bir- 
kenstr., Bus 227/340 


Dienstag, 14. Oktober, 19.30 Uhr 

Film: Sie würden uns gerne im Knast begra- 
ben 

BRD 1989, Medienzentrum Dortmund: 
Klaus Croissant war Verteidiger im 
„Stammheim“-Prozeß 1975. Sein Augen- 
zeugenbericht zeichnet den Beginn der Ent- 
wicklungin „Ierrorismus“-Verfahren aus der 
jüngsten deutschen Geschichte nach. Wie 
haben sich die Zustände, an die sich so vie- 
le gewöhnt haben - nämlich Sonderhaftbe- 
dingungen, Sondergerichte, Einschränkung 
der VerteidigerInnenrechte - in der öffentli- 
chen Diskussion entwickelt? Welche gesell- 
schaftlichen Bedingungen haben diese Ent- 
wicklung ermöglicht und aus unserem Be- 
wußtsein gedrängt? 

A-Laden, Rathenowerstr. 22, U-Bhf. Bir- 
kenstr., Bus 227340 


Samstag, 18. Oktober, 16.00 Uhr 

20 Jahre nach Stammheim - die Gefangenen 
müssen endlich raus! 

Veranstaltung zur aktuellen Repression im 
Zusammenhang mit dem „Deutschen 
Herbst“ und zur Situation der Gefangenen 
aus der RAF mit: 

Brigitte Asdonk, Freundinnen und An- 
gehörigen der politischen Gefangenen aus 
der RAF 


Humboldt-Universität, Raum 303 


Mittwoch, 22. Oktober, 19.30 Uhr 

Die Politik der RAF und der antiimperiali- 
stische Kampf - Diskussion mit Oliver 'Iol- 
mein (Journalist) 

Veranstaltung der Gruppe Venceremos. 
Humboldt-Universität, Raum 303 


Samstag, 25. Oktober, 19.00 Uhr 

20 Jahre nach Stammheim - wir glauben im- 
mer noch nicht an Selbstmord! 
Veranstaltung über die Stammheimer "lo- 
desnacht und die Arbeit der Internationa- 
len Untersuchungskommission der Ereig- 
nisse mit Lart McGuffin (in den USA le- 
bender irischer Schriftsteller, ehemaliges 
Mitglied der Untersuchungskommission) 
Buchhandlung Kisch und Co., Oranienstr. 
25, Kreuzberg 


Donnerstag, 23. Oktober 
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Film: „... und plötzlich sahen wir den Him- 
mel“ 

BRD 1996, Sandra Barrios, Ana Gato, Ka- 
trin Gebhaardt-Seele, Erika Harzer, Yessie 
Torres, Anke Spiess. 

Der Film beginnt in den 60er Jahren in Ur- 
uguay und der BRD und handelt von der 
Zeit der Politisierung, von Widerstand und 
Gefängnis, Kindern, Hoffnung und Nieder- 
lagen, Verletzungen, Stärken und Angsten, 
von Liebe, den besten Jahren und düsteren 
Zeiten und der Frage nach der heutigen Per- 
spektive. Es ist ein sehr persönlicher Film 
geworden. Neue Lösungen für alte Problem 
bietet er nicht, aber er hält ein Stück Zeit- 
geschichte von Frauen aus Uruguay und 
Deutschland fest. Mitwirkende: Monika 
Berberich, Margit Czenski, Gloria Esteve- 
chea, Gabriela Fernandez, Graciela Jorge, 
Yessi Macchi 'lorres, Irmgard Möller, Irene 
Rosenkötter, Lucia Topolanski, Gisela Wie- 
se und andere. 


Donnerstag, 23. Oktober, 19.00 Uhr 

„was aber wären wir für menschen ...“ 

Ein Film der gruppe 2 über die Geschichte 
der RAF 

Der erste Teil behandelt die Zeit von 1967 
bis 1977. Er enthält Interviews mit Ex-Ge- 
fangenen und ehemaligen Militanten aus 
der RAF, Zeitzeugen, einem Arzt und An- 
gehörigen eines politischen Gefangenen 
und vermittelt anhand von Dokumentar- 
material einen Findruck von der Aufbruch- 
stimmung der späten 60er Jahre. 

Uni, Lesesaal Mensa, Nassestr. 11, 19 Uhr 


Dienstag, 28. Oktober 

Veranstaltung mit Monika Haas 

Uni, Mensa, Personaleßraum oder Fin- 
topfraum, Nassestr. 11 


Sonnabend, 18. Oktober 
Veranstaltung mit Oliver Tolmein 
Herbst 1977 


zum 


Dienstag, 21. Oktober 
Veranstaltung mit Oliver "Iolmein 


Herbst 1977 


zum 


Eine Filmreihe 1967-1977-1997 findet statt 
vom 3. - 8. Oktober. Direkt im Anschluß lau- 
fen vom 9. - 15. Oktober Filme als Hom- 
mage an die bewaffneten Bewegungen in 
Lateinamerika, für die Che Guevara als 
Symbol steht. Die Filmreihe 1967 - 1977 - 
1997 ist von den VeranstalterInnen offen an- 
gelegt, soll zur Diskussion anregen. Zu meh- 
reren Filmen gibt es Einführungen und Dis- 
kussionsmöglichkeiten. Alle Filme im Kino 
3001, Schanzenstraße 75-77, aus. 


Freitag, 3. 10., 20.00 Uhr 
Bambule 


Dokumentation über Fürsorgeheime. Nach 
einem Bühnenstück von Ulrike Meinhof. 
BRD 1970. Ca. 70 min. Mit einleitenden 
Worten zum Film und einem Beitrag zur 
Kritik der Heimerziehung. 

22.30 Uhr 

Schlacht um Algier 

Der Kampf der FLN gegen die französische 
Kolonialarmee. Italien/Algerien 1965. 123 
min. O.m.e.U. oder deutsch. 


Samstag, 4. 10., 20.00 Uhr 

Projekt Arthur 

Die Fragen Anfang der 70er: Welche Mittel 
im politischen Kampf? - Gewalt und Ge- 
sengewalt. BRD 1987, 72 min. Mit ergän- 
zenden Informationen von Klaus Viehmann 
zur Auseinandersetzung um den Film. 
22.30 Uhr 

Queimada 

Ein antikolonialistischer Politthriller, span- 
nend. Italien 1969. 121 min. 


Sonntag, 5.10., 20.00 Uhr 

Was aber wären wir für Menschen 

Video der gruppe 2 zu Vorgeschichte und 
Geschichte der RAE BRD 1993, 70 min. 
Ehemalige Gefangene werden anwesend 
sein zur Diskussion. 

22.30 Uhr 

Der unsichtbare Aufstand 

Der Film entstand in Zusammenarbeit mit 
Tupamaros und zeigt eine spektakuläre Ak- 
tion. FA/BRD 1972. 121 min. 


Montag, 6.10., 20.00 Uhr 

Le Fond de l'air est rouge/Rot liegt in der Luft 
Vietnam, Chile, Prager Frühling, Pariser 
Mai - Hoffnung und Sehnsucht nach Revo- 
lution. Dokumentarische Bilder aus der 
Zeit des vorerst letzten Aufbruches. 


Dienstag, 7.10., 20.00 Uhr 

Underground 

Über die bewaffnete Gruppe Weathermen 
in den USA. Der Film war zum Abschwören 
gedacht. USA 1976, O.m.U. 87 min. Zum 
Hintergrund informiert Jürgen Heiser vom 
Solikomitee für Mumia Au-Jamal. 

22.30 Uhr 

Deutschland im Herbst 

Episodenfilm, indem 11 verschiedene linke 
FilmemacherInnen das Jahr 77 verarbeiten. 
Die beklemmende Grundstimmung der 
(teilweisen) Panik unter Linken angesichts 
der breit getragenen Sympathisantlnne- 
nen-Hetze wird anschaulich. BRD 1977/78, 


123 min. 


Mittwoch, 8.10., 20.00 Uhr 

Der unsichtbare Aufstand 

lupamaros in Uruguay entführen einen 
Oberfolterer. 

22.30 Uhr 


Donnerstag, 9.10., 18.00 Uhr 

Queimada 

Die Kolonialmacht wechselt, die Ausbeu- 
tung bleibt - gelingt die Rebellion? 

20.30 Uhr 


Jupamaros 

lupamaras/os Heute. Ein Knast, wo Pepe 
Mujica und Nato Huidobro saßen, ist ein 
Einkaufszentrum geworden. Lucia Topo- 
lansky und ihre Schwester führen die alten 
Gewehre vor. Pepe Mujica sagt über sich: Es 
isteinfach die Sehnsucht nach Revolution... 
Ein Film, der durch die Offenheit, Radika- 
lität und Selbstreflektion der Interviewten 
einnimmt. BRD/CH/Uruguay 1996, 95 


min. 


Freitag, 10.10., 18.00 Uhr 

Queimada 

20.30 Uhr 

Alberto Korda 

Ein Videoportrait von Korda, dem kubani- 
schen Fotografen. Seine Bilder vom Che 
und GenossInnen sind berühmt. BRD 1996, 
44 min. 


Samstag, 11.10, 18.00 Uhr 

„und plötzlich sahen wir den Himmel 
Frauenblicke aus Deutschland und Urugu- 
ay. Frauen aus der BRD drehen in Uruguay 
und umgekehrt. Leider legt das Video eine 
schematische Gleichsetzung von "lupama- 
ro-Stadtguerrilla und RAF nahe. Die Teile 
über die 'Tupamaras sind informativ, der 
Konflikt um patriarchale Strukturen inner- 
halb der Tupamaros wird ausgesprochen. 
BRD/Uruguay 1994-97, 103 min. 

20.30 Uhr 

Tanja la Guerrillera 

Dokumentation über Tamara Bunke, die 
nach Kindheit in Argentinien in der DDR 
lebte, von wo sie nach Kuba ging in der Zeit 
des revolutionären Aufbruches dort 59/60. 
Sie schloß sich der Guerrillagruppe an, mit 
der Che nach Bolivien ging. CH 1991, 90 


min. 


Sonntag, 12.10., 18.00 Uhr 
„und plötzlich sahen wir den Himmel 
20.30 Uhr 


_Jupamaros 


Montag, 13.10., 20.30 Uhr 
Tanja la Guerrillera 


Dienstag, 14.10, Mittwoch, 15.10., 20.30 Uhr 
Das Bolivianische Tagebuch 

Über die bolivianische Guerrilla, angelehnt 
an das Bolivianische Tagebuch von Che 


Guevara. O.m.U., CH 1994, 94 min. 


Im Rahmen des Rote-Hilfe-Cafes finden drei 


Veranstaltungen statt 


Mittwoch, 15. Oktober, 20.15 Uhr 
„Kriegszustand“ 

Anhand der damaligen Diskussion um den 
Kriegsgefangenenstatus, anhand der im 
Stammheimer Prozeß gestellten „Beweis- 
anträge“ und der „counter-insurgency“ ge- 
nannten Aufstandsbekämpfungsprogram- 
me wird deutlich, in welchem Zusammen- 
hang sowohl die Guerilla als auch der Staat 
die damaligen Kämpfe stehen sahen. 


Mittwoch, 29. Oktober, 20.15 Uhr 
„Vernichtungshaft“ 

Die Anwendung sensorischer Deprivation 
durch Isolationshaft, die Zwangsernährung 
im Zusammenhang mit den Hungerstreiks 
sowie die Gefangenen, die (schon vor 
1976/77) im Knast zu Iode kamen, lassen 
darauf schließen, daß der Staat das Ziel ver- 
folgt, Gefangene aus der Guerilla persönlich 
und politisch zu brechen. 


Mittwoch, 12. November, 20.15 Uhr 
„Staatsstreich“ 

Mit Sondergesetzen, Sondergerichten, Ver- 
teidigerausschlüssen, Kronzeugen und be- 
fangenen Richtern wurde vor und während 
des gesamten Stammheimer Prozesses 
Recht geändert, gebeugt und gebrochen - 
mit der Anwendung des § 34 Strafgesetz- 
buch (Notstand) als grenzen- und schran- 
kenloser totaler Staatsermächtigungsnorm 
(bei der „Abhöraffäre“ und der „Kon- 
taktsperre“) wurde das Recht vollends ab- 
geschafft und vom Krisenstab quasi ge- 
putscht. 

Alle drei Veranstaltungen finden in der B5, 
Brigittenstr. 5, 20357 HH statt. 


Samstag, 18. Oktober, 20.00 Uhr | 
Gegen das Vergessen - gegen die herrschende 
Geschichtsfälschung -20 Jahre Stammheim - 


20 Jahre deutscher Herbst“ 
Diskussionsveranstaltung, Veranstalter ist 
das Infobüro für die Freiheit der politischen 
Gefangenen. 

Vorher Film und Plakatausstellung 
Karlstor-Bahnhof, am Karlstor 


Montag, 27,. Oktober, 20.00 Uhr 

20 Jahre Stammheim und seine Auswirkun- 
gen bis heute 

Eine Veranstaltung der Ortsgruppe Kiel der 
Roten Hilfe e.V. im Rahmen der Reihe „20 
Jahre Stammheim - Widerstand und Re- 
pression in der BRD. 

(...) Der „Deutsche Herbst“, Stammheim, 
Isolationshaft - ist das jetzt Geschichte? 
Anfang der 90r Jahre äußerten verschiede- 
ne Politiker - u.a. der damalige Bundesju- 
stizminister Kinkelund der damalige schles- 
wig-holsteinische Justizminister Klingner, 
daß das Problem der Gefangenen aus der 
RAF gelöst werden solle. 1992 erklärte die 
RAF keine Angriffe auf Personen mehr 
durchzuführen. Seit dem Anschlag auf den 
Gefängnisneubau in Weiterstadt hat es kei- 
ne Anschläge der RAF mehr gegeben, und 
sogar der oberste Ankläger der BRD erklärt 
die RAF für tot. Doch was ist seitdem pas- 
siert? 

Noch immer sitzen zehn Gefangene aus der 
RAF in deutschen Knästen, die meisten von 
ihnen über 15 Jahre. Bei allen Gefangenen 
zeigen sich die gesundheitlichen Folgen der 
jahrelangen Isolationshaft- und Sonder- 
haftbedingungen - die auf modifizierte Art 


und Weise bis heute durchgeführt werden. 
Neben einem Rückblick auf die gesell- 
schaftliche Situation und die Ereignisse des 
Jahres 77 und deren Folgen soll auf der Ver- 
anstaltung, zu der auch eine ehemalige Ge- 
fangene aus der RAF eingeladen ist, auch 
die Frage der Freilassung der Gefangenen 
heute und mögliche Wege dorthin disku- 
tiert werden. 

Veranstaltungsort: Pumpe 


Mittwoch, 8. Oktober, 20.00 Uhr 

Film: „was aber wären wir für menschen ...“ 
(s.o.) Anschließend Diskussion mit anwe- 
senden ZeitzeugInnen 

Schwarze Katze, Mittlere Kanalstr. 19 


Mittwoch, 22. Oktober, 20.00 Uhr 

Film: „Und plötzlich sahen wir den Himmel“ 
(s.o.) Anschließend Diskussion mit anwe- 
senden ZeitzeugInnen. 

Komm, Königstr. 93 


Sonstige lermine 


rechten Konsens drehen 


Ab Bahnhof 


Heidelberg « Autonomes Zentrum zun 
>1.10.97 endeültig gekündigt! Mit uns in 
die Zukunft! - AZ bleibt! Demoankündi- 


gung! 


Prozeßtermine 


Monika Haas 


Die nächsten Prozeßtermine vor dem OLG 
Frankfurt sind: 

Donnerstag, 9.10., 13.30 Uhr 

Donnerstag, 16.10., 14.00 Uhr 

Montag, 27.10., 12.30 Uhr 

Donnerstag, 6.11., 10.15 Uhr 

Ort wie immer: Gebäude E, Saal II, Eingang 
Konrad-Adenauer-Straße 


Zwei Initiativen zur Abschaffung der „Antiterror“-Sondersesetze 


20 Jahre Herbst sind genug 


Von der „taz“ kürzlich befragt, ob er sich für 
die Abschaffung des Kontaktsperregesetzes 
einsetzen werde, antwortete Bundesjustizmi- 
nister Schmidt-Jortzig, das Gesetz werde zwar 
nicht mehr benötigt, seine Aufhebung lohne 
aber die Mühe nicht. Wenige Tage später wur- 
de der FDP-Minister aus der CDU/CSU da- 
hingehend berichtigt, daß auf das Kon- 
taktsperregesetz auch keineswegs verzichtet 
werden könne, ebensowenig wie auf die an- 
deren im „Kampf, gegen ee Terrorismus“ ge- 
schaffenen Gesetze. Zwei Gründe dürften 
ausschlaggebend dafür sein, daß die herr- 
schende Politik an den Sondergeset zen unter 
allen Umständen festhalten will: Zum einen 
werden sie angewandt - heute vor allem bei 
der Kurdenverfolgung - bzw. bereitgehalten 
zur Niederschlagung von Opposition. Zum 
anderen würde ihre Aufhebung ein Schlag- 
licht auf die staatliche „Ierrorismusbekämp- 
fung“ werfen, auf staatliche Kampfziele, die 
der Prüfung auf Legitimität, und auf Kampf- 
methoden, die der Prüfung auf Rechtsstaat- 
lichkeit nicht standhalten. Initiativen zur 
Aufhebung der Sondergesetze tragen deshalh 
dazu bei, die lang andauernde Inhaftierung 
von Gefang senen aus der RAE die auf Grund- 
lage bzw. mit Hilfe dieser Sondergesetze ver- 
ur Teilt und Sonderhaftbedingungen unter- 
worfen wurden, zu delagitinteren. She tragen 
dazu bei, die F reilassung der Gefangenen un- 
abweisbar auf die Tagesor dnung zu setzen. 

Wir EE OR, einen Aufruf demokra- 
tischer Juristen bzw. Juristenvereinigumgen. 
kine gleichgerichtete Initiative hat die Frak- 
tion der Bündnisgrünen im Berliner Abge- 
ordnetenhaus ergriffen, die über den A 
rat die Aufhebung der § 129 und 129a und 
aller Folgegesetze bis hin zur Kronzeugenre- 
gelung erreichen will. (scc) 


Der Deutsche Herbst jährt sich zum 20. Mal 
- Anlaß für manche Rückschau, Erinnerung 
und Fernschspiele. Diskutiert wird darüber, 
als wäre das alles nur Vergangenheit. Jedoch 
ist dieser Deutsche Herbst nicht nur ein hi- 
Er Datum, sondern die Ereignisse 

des Jahres 1977 haben unmittelbare Aus- 
wirkungen bis heute. Dieser Herbst hat die 
Bundesrepublik zu ihrem Nachteil verän- 
dert. 

Nicht nur die bewaffneten Gruppen, son- 
dern als solche bezeichnete „Sympathisan- 
ten“, kritische Geister, die Außerparlamen- 
tarische Opposition, später dann Punker 
und Autonome wurden als nicht zum Ge- 
meinwesen, zu einer offenen Gesellschaft 
schörend, begriffen, sondern ausgegrenzt. 
Diese Verfestigung eines latent staatsauto- 
ritären Zuges der Gesellschaft und die auf 
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Vernichtung eines „Feindes“ mit kriegeri- 
schen Mitteln angelegte Innenpolitik haben 
die politischen und psychologischen 
Grundlagen dieser Gesellschaft verscho- 
ben. Die damalige staatliche Reaktion u.a. 
auf den bewaffneten Kampf der RAF drückt 
sich in geltenden Normen der Strafprozeß- 
ordnung, des Strafgesetzbuches und Ne- 
bengesetzen bis heute aus. In einer als Aus- 
nahmesituation empfundenen gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzung wurden 
Sondergesetze im Schnellverfahren verab- 
schiedet. Diese Bestimmungen wurden 
selbst von Springers Morgenpost (vom 
2.10.1977) als Gesetze bezeichnet, mit de- 
nen „schwere Fingriffe in die Rechte Be- 
schuldigter legalisiert (wurden) und die üb- 
licherweise ein Kriterium für Diktaturen 
darstellen“. 

Sie sind heute immer noch gültig. Gül- 
tigkeitsberechtigung haben sie keine. 

Fs gibt keinen Grund für die weitere Fxi- 
stenz von Sondergesetzen wie 

- dem Kontaktsperregesetz, 
EGGVG 

- dem strafrechtlichen 'latbestand der ter- 
roristischen Vereinigung, § 129a StGB, 

- der Vorschrift des $ 1 12 Abs. 3 StPO (Er- 
laß eines Haftbefehls bei Verdacht nach $ 
129a StGB ohne Haftgrund) 

- der obligatorischen Kontrolle der Vertei- 


digerpost, $ 148 Abs. 2 StPO, $ 29 Abs. 2 St- 


31 fE 


VollzG 

- der Durchführung von Jedermannkon- 
trollen bei Fahndungen im Rahmen von $ 
129a StGB, $ 111 StPO 

- dem pauschalen Verbot der Verteidigung 
von mehreren Beschuldigten in einem Ver- 
fahren, $ 146 StPO. 

Wir, die Unterzeichnenden, fordern den 
Bundestag auf, diese Gesetze abzuschaffen. 
Wir fordern die Parteien auf, entsprechen- 
de Gesetzesentwürfe mit dem Inhalt der er- 
satzlosen Streichung einzubringen. 

Dem seit 1977 andauernden justiziellen 
Ausnahmezustand sollte anläßlich des un- 
rühmlichen 20. Jahrestages des Deutschen 
Herbstes ein Finde bereitet werden. 


Erstunterzeichner: 

Bundesvorstand des Republikanischen Anwältin- 
nen- und Anwältevereins: Rechtsanwältin Doris 
Dierbach, Hamburg (Vorsitzende), Rechtsanwalt 
& Notar Kay-Thomas Pohl, Berlin, Rechtsanwalt 
Wolf-Dieter Reinhardt, Hamburg, Rechtsanwalt 
Rainer Ahues, Hannover, Rechtanwalt Ulf Demb- 
ski, Greifswald, Rechtsanwalt Martin Lemke, 
Hamburg, Rechtsanwalt Wolfgang Kaleck, Ham- 
burg; Rechtsanwalt Dieter Hummel, Berlin (Mit- 
glied des Bundesvorstands der Vereinigung Demo- 
kratischer Juristen) sowie der gesamte Bundesvor- 
stand der VDJ; Rechtsanwalt Volker Ratzmann, 
Berlin (Mitglied des Vorstandes der Vereinigung 


Berliner Strafverteidiger) 


Polizei mit Maschinenpistole im Anschlag gehörte in den 70er Jahren zum Alltag. 


RAF-Gefangenen 


Perspektive 
eröffnen 


Bereits im August erklärte der Abge- 
ordnete Freke Over (MdA Berlin, 
PDS) anläßlich des Interviews von 
Bundesjustizminister Edzard 
Schmidt-Jorzig (4.8. in der taz): 


Herr Schmidt-Jortzig irrt, wenn er 
behauptet, die politischen Gefange- 
| nen der RAF würden inzwischen wie 
| „normale“ Gefangene behandelt. 
Isolationshaft und Kontaktverbote 
sind für sie immer noch Realität. Aus 
dem Interview spricht der kalte Krie- 
ger, der sich nicht mit dem Ende des 
Krieges zwischen RAF und Staat ab- 
finden will. Seine Aufgabe wäre es 
vielmehr, die auch von ihm selbst als 
überflüssig erkannten Sondergesetze 
(Kontaktsperregesetz, Verbot der 
Mehrfachverteidigung, _ ÜUÜberwa- 
chung der Verteidigergespräche) 
schnellstmöglich abzuschaffen. Die 
RAF hat mit dem einseitigen Ge- 
waltverzicht die Voraussetzung für 
einen anderen Umgang des Staates 
mit den Gefangenen geschaffen. 
Jetzt muß der Staat zeigen, daß auch 
er erwachsen geworden ist, und den 
Gefangenen eine Perspektive in Frei- 


heit eröffnen. Bundespräsident Her- | 


| zog, aber auch die Regierung haben 
| die Möglichkeit und die Pflicht, ei- 
nen Plan zur Freilassung der Gefan- 
genen und zur Rückkehr der Nlega- 


| len zu entwickeln. Es wären Zeichen | 


einer demokratischen Weiterent- 
wicklung, wenn bis zum Beginn der 
„Berliner Republik“ am 23. Mai 1999 
dieses schwarze Kapitel der „Bonner 
Republik“ bereinigt wäre. In diesem 
Zusammenhang fordere ich die so- 
fortige Freilassung aller kranken Ge- 
fangenen und eine Perspektive Frei- 
heit für alle politischen Gefangenen. 


Wir gratulieren 
zum Geburtstag 


Am 6. Oktober hat Erna Wagner, die 
Mutter von Rolf-Clemens Wagner, Ge- 
burtstag. Wir gratulieren und wün- 


schenalles Gute. 


| RS 


9 Monate wg. Revolutionärer 1. Mai Demo 


Prozeßerklärung von Ulli 


Ulli ist vom Landgericht Berlin-Tiergarten zu 
9 Monaten Haft auf 4 Jahre Bewährung ver- 
urteilt worden, die Begründung: „Verun- 
glimpfung des Staates und seiner Symbole in 
Tateinheit mit der Verunglimpfung der deut- 
schen Fahne sowie gefährlicher Körperverlet- 
zung in Tateinheit mit Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte“ auf der diesjährigen 
Revolutionären 1. Mai Demonstration (wir 
berichteten). Der Staatsanwalt hatte 10 Mo- 
nateohne Bewährung beantragt. Ullis Rechts- 
anwalt Jürgen Schneider hat Revision an- 
gekündigt. Ulli saß vier Monate in U-Haft. 
Hier seine Erklärung vom ersten Prozeßtag. 
(Red.) 


Sisters and Brothers 

Genossinnen und Genossen 

Was hier verurteilt werden soll, ist nicht „Wi- 
derstand gegen Vollstreckungsbeamte“, 
„Körperverletzung“ oder „Beleidigung der 
BRD“, sondern 1. Mai bzw. die Teilnahme 
an der Revolutionären 1. Mai Demo. Das ist 
der Grund. Ein politischer rund. Und des- 
halb ist das auch ein politischer Prozeß. Und 
alles andere sind die Mittel zum Zweck. Die 
Mittel, um eine Verurteilung durchzuset- 
zen. Um zu unterdrücken, was selbst nach 
den herrschenden Grundrechten der Ver- 
fassung legal ist. 

Legal ist auch der Besitz einer kleinen 
Minderheit am Figentum der Produktions- 
mittel zur Ausbeutung der Arbeitskraft von 
Millionen Menschen. Banken sind legal. 
Was nichts anderes ist als die Konzentrati- 
on aus dem Profit der Ausbeutung. Legal ist 
es, mit dem Eigentum von Grundbesitz zu 
spekulieren. 

Legal ist die Unterdrückung und Ausbeu- 
tung von Frauen. Die Vermarktung und Re- 
duzierung von Frauen auf ihren Körper. Von 
der Weigerung des Rechts, selbst über ihren 
Körper zu bestimmen, bis zur Prostitution. 

Es gibt hier zwar keine legale Todesstrafe, 
aber es gibt legale Abschiebungen für die 
Menschen, die vor Völkermord, Hungertod 
oder faschistischen Diktaturen fliehen, weil 
ihr Verbrechen sein soll, eine andere Natio- 
nalität oder eine andere Hautfarbe zu haben, 
werden sie mit Abschiebung bestraft, was für 
sie den Tod bedeuten kann. Oder sie müs- 
sen jederzeit damit rechnen, daß ihre Woh- 
nungen von Nazis oder Rassisten abge- 
brannt werden. Oder sie von diesen totge- 
schlagen werden. 

Ich soll hier verurteilt werden. Trotzdem 
geht es dabei nicht allein um mich persön- 
lich. Das ist ein Angriff auf den 1. Mai. 
Wofür der 1. Mai steht - weltweit. Hier in 
Berlin besonders seit dem Aufstand ‘87. Und 
ein Angriff auf die 10 Jahre Revolutionäre 1. 


Mai Demo. Deshalb gibt es verbale Attacken 
vor der Demo, B.-Angritfe während der De- 
mo und Gerichtsverfahren nach der Demo. 
Aus mir soll ein Beispiel gemacht werden, 
um alle Leute abzuschrecken, die gegen die 
tagtäglichen Verbrechen dieses Systems Wi- 
derstand leisten wollen. 

Da werden im Vorfeld der Demo ganze Be- 
völkerungsgruppen als „Ratten“ und „Ab- 
schaum“ bezeichnet. Ganz legal. Aber das 
Zitieren dieser Aussprüche soll illegal sein. 
Da werden die Funkprotokolle der Polizei 
einfach umgedeutet. Und es wird behaup- 
tet, der Schatzmeister der Grünen habe sich 
selbst zu Boden geworfen und selbst ge- 
schlagen. Da wird das Grundrecht für die 
Freiheit der Kunst außer Kraft gesetzt. Des- 
halb ist es illegal, einen festen Wohnsitz zu 
haben, egal ob man dort angemeldet ist, 
wohnt und seine Post dorthin bekommt. I- 
legal ist es, Schuhe auf einer Demo zu tra- 
gen, weil die später zur Waffe konstruiert 
werden, egal wie geschützt und bewaffnet 
die Angreifer sind. 

All das hat auch dieses Jahr "Tausende von 
unterschiedlichen Leuten nicht abgehalten, 
sich an der Revolutionären 1. Mai Demo zu 
beteiligen, die unter der Parole „Internatio- 
nal kämpfen gegen Ausbeutung und Unter- 
drückung - Keine Befreiung ohne REVO- 
LUTION“ stattfand. 

Wenn man sich diese ganze Auseinander- 
setzung anschaut, kommt man zu dem Ein- 
druck, daß Huey P Newton, Mitbegründer 
der Black Panther Partei in den USA, Recht 
hatte, als er sagte: „Die Unterdrückten ha- 
ben keine Rechte, die die Unterdrücker ge- 
halten sind zu respektieren. Die Unter- 
drücker haben keine Rechte, die die Unter- 
drückten gehalten sind zu respektieren!“ 

Revolution ist die Hoffnung der Hoff- 
nungslosen! 

Revolutionärer 1. Mai mehr denn je! 


l1 


dokumentieren ausdem „Infotext 

zur Verhaftung von Gary Sie- 

mund“. Der 8seitige Text kann be- 

zogen werden bei: Infogruppe Hannover, 
Kornstr. 28/30, 30167 Hannover. 


Betrifft den Vorwurf der „Unterstützung von 
Euskadi ta askatasuna“ (ETA, Baskenland 
und Freiheit) und die angebliche Beteiligung 
von Deutschen. 

Am 12. April 1997 ereignete sich in einer 
Wohnung, in der „calle Polibea 3“ in Madrid, 
im Stadtteil Concepcion, eine kleinere Ex- 
plosion. Nachdem ein Nachbar an die Tür ge- 
klopft hatte, um den anwesenden Bewohne- 
rinnen mitzuteilen, daß er die Polizei ver- 
ständigt habe, flüchteten vier (evtl. fünf) Per- 
sonen aus der Wohnung, je zwei Frauen und 
Männer. 

Die spanische Polizei verbreitete bereits am 
selben Abend, daß es sich bei der Wohnung 
in der „calle Polibea 3° um eine „konspirative 
Wohnung“ handele, die von „deutschen Un- 
terstützerInnen“ für „Euskadi ta askatasuna“ 
(ETA, Baskenland und Freiheit) angemietet 
sei. Neben einem Mietvertrag, unterzeichnet 
von Heike Schubbert, wurde (angeblich) auch 
ein Fingerabdruck von Gary Siemund sicher- 
gestellt; auf dem Klingelschild stehen die Na- 
men von Gary und Heike. (EGIN, 19.4.) (...) 

Am 20. Mai legte Garys Anwalt Haftbe- 
schwerde gegen den bestehenden Haftbefehl 
vor dem Landgericht Wiesbaden ein; die 
Haftbeschwerde wurde am 30. Mai abgelehnt. 

Am 11. Juni wandte sich der Anwalt von 
Gary an die nächst höhere Instanz, an das 
Oberlandesgericht Frankfurt/Main. Der Ein- 
sang wurde vom OLG FY/M. am 7. Muli be- 
stätigt. Am 14. Juli tällte das OLG eine Ent- 
scheidung: ls ordnete die Fortdauer der Haft 
an. Bereits am 20. Juliinformierte HR] im spa- 
nischen Programm auf Mittelwelle über die- 
se Entscheidung. Und am 5. August wurde 
Garys Anwalt über die Entscheidung infor- 
miert. 


Was bedeutet die Entscheidung 
jetzt für Gary? 


Garys Anwalt hat jetzt alle möglichen Rechts- 
mittel ausgeschöpft, und eine Chance, daß 
Gary vor Beginn des Prozesses rauskommt, 
gibt es praktisch nicht mehr. Dasselbe øilt 
auch für Heike. Die einzige Möglichkeit wä- 
re, daß der Haftbefehl aufgehoben wird. Was 
bei den Anklagepunkten und dem Druck aus 
Spanien sehr unwahrscheinlich ist. 

Für Gary selbst bedeutet diese Entschei- 
dung- wie er selbst sagt - etwas Erleichterung. 
Denn der schwere Stein: „Bin ich morgen viel- 
leicht schon draußen? Oder übermorgen viel- 
leicht?“ entfällt. 


Garys Haftbedingungen 


Gary sitzt in der JVA Preungesheim in Unter- 
suchungshaft. Er hatte drei Tage verschärfte 
Finzelhaft und seitdem „nur“ noch Einzel- 
haft. Gary kann drei Stunden am Tag zusam- 
men mit Mitgefangenen verbringen, nämlich: 
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Inhaftiert wegen „Unterstützung der Eta“ 


Informationen zu 


Gary Siemund 


eine Stunde Hofgangund zwei Stunden Frei- 
zeit. An Gemeinschaftsveranstaltungen 
außerhalb seines Stockwerks darf Gary nicht 
teilnehmen. Er darf nur Anstaltskleidung tra- 
gen, und alle seine Besuche werden über- 
wacht. Außerdem darf er absolut nichts von 
außerhalb der JVA Preungesheim empfangen. 
Seit dem 22. Juli darf Gary endlich auch am 
sefängnisinternen Sportprogramm teilneh- 
men. 

Gary freut sich - wie alle politischen Ge- 
fangenen - sehr über Post! Seine Adresse lau- 
tet: 

Gary Siemund, Obere Kreuzäckerstr. 6-8, 
60435 Frankfurt/Main. 

Anmerkung: Wenn Du/lhr Gary schreiben 
möchtet, dann denkt bitte dran, daßsich Gary 
in U-Haft befindet und seine gesamte Post 
durch die Zensur wandert. In Garys Fall liest 
der ermitteltende Staatsanwalt Wolfgang Jör- 
gens mit, und am besten verzichtest Du/Ihr - 
vorerst - ganz auf Fragen, die seine Festnah- 
me oder Vorwürfe gegen ihn betreffen. 

Wenn Du/lhr ihm finanziell etwas helfen 
wollt, dann spendet Geld auf die folgenden 
Konten: 

(Anwaltskosten): RAs Gross und Kutsch, 
Konto 110060009, BLZ 510 500 15, Nassaui- 
sche Sparkasse, Stichwort: Gary Siemund 

(Garys persönlicher Bedarf): JVA FFM I, 
Konto: 519 10-603, BLZ 500 100 60, Postbank, 
Stichwort: Gary Siemund, 16.3.64, GefBNr. 
1249-97-0 


Zum Abschluß noch einige zu- 
sätzliche Informationen aus der 
baskischen u. spanischen Presse: 


Die vier (bzw. fünf) mit internationalem Haft- 
befehl gesuchten Personen gehören einer 
„neuen“ Kommandozelle „Madrid“ an, die in 
der (spanischen) Hauptstadt Ende 1996 / An- 
fang 1977 eingetroffen ist. 

Dieser Kommandozelle wird u.a. vorgewor- 
fen, die Hinrichtung des spanischen Richters 
Rafael Martinez Emperador durch einen 
Koptschuß am 10. Februar 1997 in der Nähe 
von Madrid verübt zu haben. Fine Beteili- 
gung an der Autobombe, die in Grenada un- 
ter einem Lastwagen der (spanischen) Armee 
explodierte und wobei Domingo Puente Ma- 
rin getötet wurde, wird noch untersucht. 

Die spanischen Behörden suchen als Mit- 
glieder des Kommandos „Madrid“ mit inter- 
nationalem Haftbefehl u.a. die folgenden Per- 
sonen: 

Die BaskInnen: Xabier Abaunza Martinez, 


32 Jahre; Idoia Martinez Garcia, 29 Jahre; Juan 
Antonio Olarra Guridi, 29 Jahre, Ainhoa Mu- 
gica Goui, 26 Jahre. 

Verdächtigt der „Unterstützung“ bzw. „Bei- 
hilfe“ werden die beiden Deutschen: Fritz 
„Gary“ Siemund, 33 Jahre (hat sich am 15.4. 
selbst gestellt!); Renate „Heike“ Schubbert, 
33 Jahre (hat sich am 8.7. selbst gestellt!) 


Hinweis/e und Informationen am 
Rande: 
Am 2. Mai 1997 tanden fast gleichzeitig in 


Amsterdam, Hamburg, Lissabon und New 
York Solidaritätsdemonstrationen für die po- 
litischen Gefangenen im Baskenland statt. 
Hauptanliegen der Solidemos war es, auf die 
Situation der baskischen Gefangenen in fran- 
zösischen und spanischen Knästen (nördli- 
ches/südliches Baskenland) aufmerksam zu 
machen. Die Solidemo in Hamburg wird in 
Deutschland von den hiesigen Behörden als 
„Aktivität der ETA“ gewertet. 

Am 8. Juli 1977 stellte sich Garys Freundin 
Heike ebenfalls den deutschen Behörden in 
Wiesbaden. Auch sie ist inhaftiert in Frank- 
furt-Preungesheim. 


Internationale Presse 


Dank des spanischen Innenministers Jaime 
Mayor Oreja wurden die wildesten Geschich- 
ten der Weltöffentlichkeit aufgetischt. Von 
„RAF-Mitgliedschaft“ über „ehem. RAF- 
Sympathisanten“ bis zu „Söldnern im Dien- 
ste von Eta“ reicht die kunterbunte Palette. 
Wirklich für jeden war etwas dabei. Auch von 
einer angeblich „Militante Gruppe“ von 10- 
15 Personen, die in Paris weilt, war die Rede. 
Gary und Heike sollen dieser „mystischen“ 
Gruppe angehören bzw. angehört haben. (Fl 
Pais 15.4. und div. Spanische Zeitungen, u.a. 
auch EGIN, 15.4.) 

Diese ganzen Behauptungen hielten sich 
einige lage in der spanischen Presse. Wurde 
eine von den deutschen Behörden entkräftet, 
wurde sie neu von den Spaniern aufgetischt. 
Frei nach dem Motto: Früher oder später wird 
es schon irgendwie der Wahrheit „nahe“kom- 
men. 

Aber auch die deutsche Presse war keinen 
Deut besser. Um bloß eine Schlagzeile zu ha- 
ben, wurden die unmöglichsten Behauptun- 
gen in die Welt gesetzt. Hier taten sich ins- 
besondere zwei „Berliner“ "Tageszeitungen 
und der „Spiegel“ (Ausgabe 17/97 vom 21.4.) 
hervor. Stand: 19. August 1997 


Verteidiger Len Weinglass: Weitere Entlastungszeugen gefunden 


Neues Verfahren für 


Abu-Jamal gefordert 


Wir dokumentieren ein Interview, das Heike 
Kleffner mit Len Weinglass führte und das im 
Neuen Deutschland vom 26.9. veröffentlicht 


war: 


Wie ist der Stand des Verfahrens? 

Im Juni wurden die letzten Zeugenverneh- 
mungen abgeschlossen. Wir haben in den 
vergangenen zwölf Monaten zwei weitere 
Iintlastungszeugen gefunden, die Richter 
Sabo auf Anordnung des Obersten Ge- 
richtshofs von Pennsylvania anhören muß- 
te. Nächste Woche erwarten wir die letzte 
schriftliche Stellungnahme der Staatsan- 
waltschaft dazu. Dann muß der Oberste Ge- 
richtshof von Pennsylvania über Mumias 
Wiederaufnahmeantrag entscheiden. 


Wann wird die nächste Entscheidung fallen? 
Die sieben Richter haben keine zeitlichen 
Richtlinien. Wir gehen davon aus, daß es 
zum Jahreswechsel eine Entscheidung gibt. 


Ihre Prognose? 

Obwohl wir juristisch gesehen genügend 
Gründe für eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens vorlegen können, rechnen wir mit 
einer politisch begründeten Ablehnung des 
Antrags. Die Richter am Obersten Ge- 
richtshof von Pennsylvania werden - ähnlich 
wie Politiker - von der Bevölkerung gewählt. 
Sie können sich eine Entscheidung für Abu- 
Jamal nicht leisten, weil sie ansonsten die fi- 
nanzielle und politische Unterstützung der 
einflußreichen Polizeigewerkschaft Frater- 
nal Order of Police verlieren würden. 


Was passiert im Falle einer negativen Ent- 
scheidung? 

Der Gouverneur wird einen neuen Hinrich- 
tungsbefehl unterschreiben und ein Hin- 
richtungsdatum innerhalb eines Zeitraums 
von 30 Tagen festlegen. Wir müssen dann 
bei einem Bundesrichter die Aussetzung be- 
antragen und sind zuversichtlich, daß dem 
stattgegeben wird. Dann wird der Wieder- 
aufnahmeantrag bei einem Bundesgericht 
eingereicht. 


Womit begründen Sie ihn? 

Zum einen mit der Unterdrückung entla- 
stender Beweise für Mumia durch Staats- 
anwaltschaft und Polizei. Darüber hinaus 
hat die Staatsanwaltschaft belastendes Ma- 
terial gefälscht. Dann hat Mumia 1982 kei- 
nen fairen Prozeß gehabt. Sein Verteidiger 
war inkompetent, hat entscheidende An- 


Len Weinglass 


träge nicht gestellt und schwerwiegende 
Vertahrensfehler nicht gerügt. Die Ge- 
schworenenjury wurde nach rassistischen 
Kriterien zusammengestellt. Der erstin- 
stanzliche Richter Sabo hat seine Befan- 
genheit mehrfach unter Beweis gestellt und 
de facto mit der Staatsanwaltschaft zusam- 
mengearbeitet. 


Was wäre jetzt an Hilfe wichtig? 

Einerseits ist Offentlichkeitsarbeit nach wie 
vor ein wesentliches Element, um Mumias 
Freilassung und ein neues Verfahren zu er- 
reichen. Zum anderen sind wir dringend auf 
finanzielle Unterstützung angewiesen. Bis 
jetzt belaufen sich die Verteidigungskosten 
auf 250.000 Dollar. Und wir werden sicher 
noch einmal 100.000 US-Dollar benötigen. 


Wie sieht die Unterstützung für Abu-Jamal 
in den USA aus? 

Letzten Monat fand in San Francisco eine 
Kundgebung für Mumia statt, an der 3.500 
Menschen teilnahmen. Angela Davis und 
die afroamerikanische Schriftstellerin Alice 
Walker gehörten zu den Hauptrednern. 
Auch der chemalige Black Panther Geroni- 
mo Pratt war da. Er wurde ja selbst erst im 
Sommer nach 27 Jahren Haft entlassen - 
nachdem ein Gericht festgestellt hatte, daß 
er 1971 aufgrund gefälschter Beweise zu le- 
benslanger Haft verurteilt worden war. Die- 
se Kundgebung in San Francisco war die 
größte Protestaktion für einen politischen 
Gefangenen, die in den letzten 25 Jahren in 
den USA stattgefunden hat. 


Repression gegen MRTA-Vertreter 
Weg mit dem 


politischen 
Betätigungsverbot! 


Auf der Internationalen Che-Guevara- 
Konferenz, die Ende September in Berlin 
stattfand, wurde von 800 TeilnehmerInnen 
folgende Resolution verabschiedet: 


„Letzte Woche verhängte die Hamburger 
Innenbehörde ein partielles politisches 
Betätigungsverbot gegen den MRTA-Eu- 
ropasprecher Isaac Velazco. Wir fordern 
die Aufhebung!“ 

Berlin, den 28.9.97 


wir auszugsweise aus der „taz“ vom 
269,97: 

Isaac Velazco wurde eine seltene Ehre 
zuteil: Die Hamburger Innenbehörde hat 
eine Straftat geschaffen, die nur er allein 
begehen kann. Sie verhängte über den Eu- 
ropasprecher der peruanischen „Revolu- 
tionären Túpac Amaru (MRTA)“ ein par- 
tielles politisches Betätigungsverbot. Da- 
zu gehört alles, was „im Zusammenhang 
mit den Zielen und dem Verhalten der 
MRIA in Peru die Anwendung von Ge- 
walt befürwortet, rechtfertigt oder ankün- 
digt“. 

Bundesweit wurde erst einmal einem 
Ausländer der Maulkorb verhängt ... 

In Hamburg lebt Velazco zwar schon 
seit vier Jahren, hat seitdem keinmal Pe- 
ru oder gar die japanische Botschaft in der 
Hauptstadt Lima besucht. Dennoch soll 
er die viermonatige Botschaftsbesetzung 
Anfang des Jahres öffentlich unterstützt 
haben. In Interviews habe er von der Frei- 
heit „unserer“ politischen Gefangenen 
geträumt und gesagt, „wir kannten die 
Entscheidung der Kameraden“. 

Dadurch habe er sich nicht nur mit der 
Botschaftsbesetzung identifiziert. Die 
Auberungen seien auch geeignet, „auf- 
grund ihrer Signalwirkung für die Kom- 
mandos in Peru Gewalt hervorzurufen“. 
Auch die außenpolitischen Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland seien durch 
den Peruaner „erheblich gefährdet“, so die 
Hamburger Innenbehörde nach einem 
Hinweis aus dem Bonner Außenministe- 
rium. 

„Jetzt ist es nur noch ein winziger 
Schritt, der Presse zu verbieten zu schrei- 
ben, was Velazco sagt“, sagt Hartmut Ja- 
cobi, Verteidiger des Peruaners. „Die 
ganze Welt wollte damals wissen, was die 
Botschaftsbesetzer erreichen wollten. Er 
hat es ihnen gesagt“ - und werde jetzt 
dafür bestraft. Jacobi wird Rechtsmittel 
einlegen. (Elke Spanner) 
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Interview mit Felicitas Cerpa Cartolini 


„Es ist unglaublich, was 


Wir drucken leicht gekürzt ein Interview nach 
mit der Mutter von Nestor Cerpa Cartolini, 
getöteter Kommandant des MRTA-Kom- 


mandos in der japanischen Botschaftin Lima, 


das die Zeitung der Autonomen Antifa (M), 


Hallo Felieitas, könntest du dich eben vor- 
stellen? 


Ich heiße Felicitas Cartolini Cerpa. Ich woh- 
nein Nantes, in Frankreich. (...) 


Kannst Du noch mal erzählen, was während 
der Aktion des peruanischen Militärs pas- 
sierte und was die Folgen davon waren? 


Gut, wir haben in Nantes alles im Fernse- 
hen geschen. Es war sehr schmerzvoll, was 
wir gesehen haben, und es war sehr schmerz- 
voll, nicht dort zu sein. Wir wußten ja, daß 
cs während der Besetzung Vermittler gab. 
Und wir dachten, alles würde friedlich en- 
den. Während der vier Monate dauernden 
Besetzung hatten wir durch das Rote Kreuz 
alle 14 Tage Kontakt mit meinem Sohn. Er 
hat an die Verhandlungen geglaubt, aber je 
mehr Zeit verging, desto mehr hatten wir 
das Gefühl, daß es nicht gut enden würde. 
15 Tage vor dem Massaker hatte er seinen 
Söhnen sehr optimistisch geschrieben, daß 
alles bald vorbei sei und sie bald alle zu- 
sammen sein würden, auch mit ihrer Mut- 
ter (die Frau von N. Cerpa Cartolini, Nan- 
cy Gilbonio, ist politische Gefangene im Ca- 
jamarca-Gefängnis in Yanamayo.) Es ist un- 
glaublich, was passiert ist. Fujimori hat nur 
die Zeit vergehen lassen, um zu planen, was 
danach passiert ist. Hier im Fernsehen ha- 
ben sie gesagt, daß sie den BesitzerInnen 
Schlaftabletten in das Mineralwasser getan 
haben. Die Stunden vergingen, und dann 
haben wir im Fernsehen gesehen, daß etwas 
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ähnliches wie eine Bombe explodiert istund 
wie Fujimori auf die Straße gegangen ist, in 
Begleitung des Militärs, das mit ihm gefei- 
ert hat. Dann haben wir gedacht, daß sie im 
Schlaf getötet worden sind, aber danach 
wurde konstatiert, daß sie während der Ak- 
tion getötet wurden. Wir haben dann die 
Bilder von den Geiseln gesehen, die erzählt 
haben, daß sich manche der BesetzerInnen 
ergeben wollten und sie trotzdem getötet 
wurden. Die peruanische Regierung hatte 
bei der Aktion Unterstützung aus den USA 
und Israel, die Soldaten hatten deutsche 


Waffen. 


Was passierte mit den Ermordeten, und wie 
hat sich die Regierung gegenüber den Fami- 
lien der Ermordeten verhalten? 


Wir wissen, daß die Familien der Frmorde- 
ten zur Botschaft gegangen sind, aber das 
Militär hatte das ganze Gebiet schon als mi- 
litärische Zone abgesperrt. Nachts haben sie 
dann die Körper zum Militärkrankenhaus 
transportiert, was den Angehörigen über die 
Journalisten mitgeteilt wurde. Ich weiß von 
meinen Schwestern, die noch in Peru leben, 
daß sie beim Krankenhaus waren, aber kei- 
ner rein durfte. Das Militär hat niemanden 
reingelassen, sie haben die Leute geschla- 
gen und wollten sie festnehmen. An diesem 
Abend wurden auch zwei Verwandte fest- 
genommen und 15 lage gefangen gehalten, 
weil sie versucht haben, in die Militärzone 
zu kommen. Über den Druck, den wir vom 
Ausland aus gemacht haben, sind sie wieder 
freigelassen worden. Ich hatte schon Kon- 
takt mit dem Roten Kreuz aufgenommen 
und wollte nach Peru fahren, um den Kör- 
per meines Sohnes zu verbrennen, um ihn 
dann in Frankreich zu beerdigen. Fin paar 


Auseinandersetzung zwischen Polizei und Demonstrantinnen im Juli1997 bei einer Demon- 


stration gegen Fujimori 


passıert ist“ 


Stunden späterteiltemirdasrote Kreuzmit, 
daß Fujimori mich in Peru nicht sehen wol- 
le. Gleichzeitig habe ich im Fernsehen Fu- 
jimori gesehen, wie er der peruanischen Be- 
völkerung mitgeteilt hat, daß die Körper des 
sanzen Kommandos den Familien überge- 
ben würden und daß ich unterwegs nach Pe- 
ru sein, um den Körper meines Sohnes in 
Empfang zu nehmen. Meine Schwester war 
die einzige, die rein durfte. Sie sollte die Lei- 
che meines Sohnes identifizieren. Nur sein 
Körper und der von Roli Rojas waren noch 
sanz, alle anderen waren zerstückelt und in 
Tüten verpackt. Der Körper meines Sohnes 
war in einem Sarg, meine Schwester hat ihn 
identifiziert, und während sie ihm neue 
Kleider angezogen hat, hat sie die kleinen 
Finschußlöcher in seinem Kopf gezählt, es 
waren dreißig, davon war eines genau an der 
Schläfe. Meine Schwester wollte wissen, wo 
Nestornun hingebracht würde, und ihr wur- 
de gesagt, daß sie entweder mit dem Leich- 
nam auf einen Lastwagen steigen oder ver- 
schwinden soll. Nach langem Diskutieren 
durfte auch ihr Mann mitfahren, zusam- 
men mit 30 Militärs und einer Motorra- 
deskorte. Bereits bei Dunkelheit hielten sie 
im Stadtteil Nueva Esperanza (Neue Hoff- 
nung). Daß sie dort waren, haben sie erst 
später erfahren, als sie ein paar Passanten ge- 
fragt haben. Es war schon ein Loch ausge- 
hoben, in das der Sarg meines Sohnes getan 
wurde. Er durfte nur ein kleines Kreuz dar- 
auf haben, auf dem nur N.C. stand. Den an- 
deren Verwandten wurde mitgeteilt, daß sie 
zum Friedhof im Stadtteil Chorrillos kom- 
men sollten, wo ihnen die Körper überge- 
ben würden. Die anderen Verwandten ha- 
ben die Körper der Ermordeten nie zurück- 
bekommen, und wir wissen von Anwohnern 
aus verschiedenen Stadtteilen, daß sie auf 


verschiedene Stadtteile verteilt wurden. 


Du selber selbst als politischer Flüchtling in 
Frankreich, kannst Du etwas davon erzählen? 
Ja, ich wohne seit neun Jahren in Frankreich, 
weil ich von den Militärs ständig bedroht 
wurde, seit mein Sohn 1984 in den Unter- 
grund ging. Andauernd umstellten sie unse- 
ren Häuserblock und durchsuchten mein 
Haus. Sie fragten mich, ob ich wüßte, wo 
mein Sohn sei, ob ich Kontakt zu ihm habe 
und ober zu Hause war. Denn sie hätten von 
Nachbarn gehört, daß er wieder da gewesen 
sei. Durch diese Bedrohung und wegen der 
Angst um mein Leben und das von Nestors 
Kindern sind wir nach Frankreich gezogen 
weil dort schon einer meiner anderen Söh- 
ne lebte. 1989 kam dann auch Rosa Polay, 
die Frau von Victor Polay. 


Wie ist die Situation deiner anderen Ver- 
wandten in Peru? 


Meine Schwester wird im Moment 24 Stun- 
den observiert und ständig bedroht. Den An- 
gehörigen der ermordeten MRIA-Genos- 
sInnen ist es verboten, sich zu treffen, sie ha- 
ben auch Angst, sich zu treffen, und deshalb 
ist es nicht möglich, ein Komitee zu grün- 
den, um Informationen darüber zu bekom- 
men, wo ihre Kinder beerdigt worden sind. 


In welcher Weise versucht ihr, den Angehöri- 
gen in Peru zu helfen? 


Fin Ziel ist es, im Ausland ein Komitee zu 
sründen, um den politischen Druck zu er- 
höhen. So ist es vielleicht möglich, daß die 
Verwandten sich in Peru zusammentun kön- 
nen, um herauszufinden, wo die Ermorde- 
ten begraben sind. Deswegen bin ich schon 
in Spanien, Italien und jetzt hier gewesen. 
Wir wollen auch erreichen, daß sich andere 
Verwandte von politischen Gefangenen in 
Peru diesem Komitee anschließen und sich 
so effektiver um die Situation der politi- 
schen Gefangenen kümmern können. Dies 
ist unter anderem deshalb schwierig, weil die 
Gefangenen auf Gefängnisse im ganzen 

Land verteilt sind. Außerdem wollen wir von 
der Regierung eine offizielle Aufklärung dar- 
über, wieso die GenossInnen ermordet wur- 
den, obwohl es eine friedliche Lösung hätte 
geben können. 


Wie hat sich die Situation der politischen Ge- 
fangenen seit der Besetzung verändert? 


Seit Beginn der Besetzung haben die politi- 
schen Gefangenen keinen Kontakt mehr zu 
ihren Angehörigen. Weder das Rote Kreuz 
noch die Kirche noch die Ärzte durften nach 
dem 17. Dezember 1996 noch zu den Ge- 
fangenen. Gerade ärztliche Besuche sind 
wichtig, weil wir wissen, daß sie krank sind. 
Sie leiden unter Magenproblemen oder sind 
am Verhungern. In dem Gefängnis Base de 
Callao, in dem Polay, Peter md Lucero sich 
befinden, sind die Gefangenen in Schacht- 
zellen, die acht Meter unter der Erde sind. 


Durch die Dunkelheit werden sie blind wer- 
den. Seit sechs Monaten haben sie auch kei- 
nen Besuch mehr gehabt. Andere Gefäng- 
nisse sind ebenso grausam, wie z.B. Cajam- 
arca in Yanamayo, in denen die lebensläng- 
lichen Gefangenen sind. In Yanamayo be- 
findet sich auch die Frau meines Sohnes, 
Nancy Gilbonio. Wir wissen, daß sie alle in 
ein neues Gefängnis gebracht werden soll, 
das 5.200m über dem Meer liegt. (Das „neue 
Gefängnis“ ist in Challaplaca und liegt weit 
abgelegen an der bolivianischen Grenze. In 
der letzten Ausgaben hatten wir Challapla- 
ca mitdem Hochsicherheitsknast Yanamayo 
verwechselt. Vor kurzem sind alle MRTA- 
Gefangenen aus dem Limaer Knast Castro 
Castro nach Yanamayo verlegt worden. 
Yanamayo ist 2.000 km von Lima entfernt 
und liest i in der Andenhochebene 3.800m 
über dem Meeresspiegel - Anm. d.Red.) 
Dort kommen nur neue Gefangene derMR- 
TA hin. Sie müssen mit dem Hubschrauber 
hingeflogen werden, weil man dort anders 
nicht hinkommt. Das bedeutet auch, daß 
die Verwandten sie nicht besuchen können. 
Wir wissen nicht, ob sie schon dort sind. Ei- 
ne Arztekommission war dort, und sie haben 
sesagt, daß die Bedingungen unmenschlich 
sind. Auch die Gefängniswärter wollen dort 
nicht arbeiten. Wenn das alles wahr ist, wer- 
den sie sie dadurch auf jeden Fall umbrin- 
sen. Dort könnte viel passieren, z.B. könn- 
ten die Militärs sagen, daß es eine Gefange- 
nenrevolte gegeben hat, und soeinen Recht- 
fertigungsgrund haben, alle zu ermorden. 


(...) 


Frankreich 


Antiıfaschist zu 


Knast verurteilt! 
Unterstützungserklärung der CNT / AIT 


Am 24. September fand in Toulouse die Be- 
rufungsverhandlung gegen Olivier Martin 
statt. Bisher wurden mehr als 5.000 Petitio- 
nen zur Unterstützung von Olivier unter- 
schrieben. Es gibt 18 Augenzeuginnen, die 
Oliviers Aussagen stützen. 
Wir dokumentieren eine Solidaritä 

klärung von CNT für Olivier Martin, der am 
27.3. in erster Instanz verurteilt worden war. 


Olivier Martin, aktives Mitglied der CNT, ist 
am 27. März vor dem Strafgericht in Toulou- 
se zu 18 Monaten Haft, davon 9 Monate auf 
Bewährung, verurteilt worden. Er war ange- 
klagt wegen Widerstandes gegen die Staats- 
gewalt, weil er einem Polizeibeamten eine 
leichte Verstauchung am Ben zugefügt 
hatte. 

Bei einer Demonstration gegen den Be- 
such von Bruno Mégret (Nr. 2 der Front Na- 
tional) am 25. Februar 1997 in Toulouse ver- 
teidigte Olivier Martin einen jungen Mag- 
hrebiner, der von zwei kräftigen Personen 
mitgezerrt wurde, in der Annahme, einen 


Fascho-Angriff abzuwehren. 

Leider handelte es sich bei diesen beiden 
Personen um zwei Polizisten in Zivil, die sich 
weder mit Abzeichen noch sonstwie als Po- 
lizisten zu erkennen gaben. 

Ahnliche Fälle (brutale Verhaftungen 
durch Zivi-Polizisten ohne Abzeichen) ha- 
ben sich auch in Marseille während der An- 
ti-Le-Pen-Demo am 11. März 1997 zugetra- 
gen. 

Hier handelt es sich wieder mal um einen 
politischen Prozeß, in der der Staat versucht, 
AntifaschistInnen zu kriminalisieren. In der 
Anklageakte existiert ein polizeilicher 
Wisch, der ihm seine politischen Ideen vor- 
wirft (III). 

Wie sein Anwalt Etelin betonte, handelt 
es sich hier um eine Premiere für einen der- 
artigen Prozeß. Im Zusammenhang mit der 
Verharmlosung der Ideen des Front Natio- 
nal, mit den Konzessionen (Debre-Gesetz), 
die die Regierung dem überall vorhandenen 
Rassismus macht, wenn Präfekte, wie im De- 
partement Var, die moralische Ordnung der 
extremen Rechten annimmt, dann vermit- 
telt die Repression gegen militante Antifa- 
schistInnen eine Politik der gewollten / kal- 
kulierten Anbiederung an die neofaschisti- 
sche Wählerschaft. 

Gegen das Urteil wurde Widerspruch ein- 
gelegt. Die CNT ruft alle antifaschistisch ge- 
sinnten Leute dazu auf, mobilisiert zu blei- 
ben. 


Chile / Schweiz 
Guerilla-Chef in der 


Schweiz verhaftet 


Die Freiheit nach der spektakulären Flucht 
mit dem Hubschrauber aus einem chileni- 
schen Hochsicherheitsgefängnis war nur 
kurz für Patricio Ortiz. Der Führer der Gue- 
rilla-Organisation Frende Patriotico Manuel 
Rodriguez (FPMR) wurde in der Schweiz 
verhaftet, als er seine dort lebende Familie 
besuchen wollte. 

Die FPMR hat in Chile sofort Kontakt mit 
Schweizer Diplomaten aufgenommen. Sie 
will erreichen, daß Ortiz als politischer 
Flüchtling anerkannt wird. 

Seine Familie hat für ihn einen Asylantrag 
sestellt. Sie weist darauf hin, daß die über 
Ortiz verhängte 20jährige Haftstrafe wegen 
der Tötung eines Polizisten von der Militär- 
justiz entschieden wurde, während ein Zi- 
vilgericht ihn freigesprochen hat. 

Die chilenische Regierung hat über den 
Obersten Gerichtshof unterdessen einen 
Auslieferungsantrag gestellt. Allerdings gibt 
es zwischen der Schweiz und Chile keine 
entsprechenden Vereinbarungen und Ver- 
träge. 

Über den Aufenthalt der anderen drei mit 
Ortiz im Hubschrauber geflohenen Häftlin- 
ge gibt es nur Vermutungen. Eine Version 
ist, daß sie sich auf Kuba befinden. 
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Türkei 


Freispruch für 
Mörder im 
Göktepe-Prozeß 


Am 8. Verhandlungstag des Göktepe-Pro- 
zesses wurden vier Polizeibeamte, die wegen 
Mord an Göktepe vor Anklage standen, frei- 
gesprochen. Irotz internationaler Proteste 
keine Rechtsstaatlichkeit in der Türkei. 

„Die Mörder sollen Rechenschaft able- 
gen“... „Unabhängige Gerichtsbarkeit - De- 
mokratie Türkei“ ... „Die Metins sind hier, 
wo sind die verantwortlichen Mörder?“, un- 
ter diesen Parolen protestierten am 15.9.97 
mehr als 1.500 Menschen in der türkischen 
Stadt Afyon, um am 8. Verhandlungstag des 
Göktepe-Prozesses teilzunehmen. Famili- 
enangehörige des lirmordeten, türkische 
und ausländische Journalisten, demokrati- 
sche Parteien, ausländische Delegationen 
und Vertreter von Menschenrechtsorgani- 
sationen hatten mit ihrer Teilnahme ein 
Zeichen der Solidarität gezeigt. 

Mehr als eineinhalb Jahre ist seit dem 
Mord an Göktepe vergangen. Metin Gökte- 
pe, der als Korrespondent für die inzwischen 
durch staatliche Repressionen geschlossene 
linke "lageszeitung Evrensel tätig war, wur- 
de am 8. Januar vergangenen Jahres von Po- 
lizei- und Sicherheitskräften festgenom- 
men, als er an der Beerdigung zweier politi- 
scher Häftlinge, die zu 'lode geschlagen 
wurden, teilnehmen wollte. Vor mehreren 
Augenzeugen wurde Göktepe auf Anord- 
nung von türkischen Polizisten zu Tode ge- 
schlagen. 

Zuerst leugneten Staatsanwaltschaft und 
Innenministerium den 'lod Metin Gökte- 
pes in Polizeigewahrsam. Erst nach öffent- 
lichen Protesten der Medien und demokra- 
tischen Organisationen sowie der Autopsie- 
berichte der Gerichtsmedizin erklärte das 
Innenministerium 48 Polizisten für schul- 
dig. Nach einer hohen öffentlichen Protest- 
welle erteilte eine staatliche Kommission 
die Genehmigung für Festnahme und An- 
hörung der Angeklagten. 

Als der Prozeß sechs Monate nach der Er- 
mordung von Göktepe vor der Istanbuler 
Strafkammer begann, hat man immer wie- 
der eine Ignoranz- und Hinauszögerungs- 
taktik geführt. Zu Beginn wurde der Pro- 
zeßort aus „Sicherheitsgründen“ nach Ay- 
din verlegt, aus den gleichen Gründen nach 
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Afyon verschoben. Immer wie- 
der endete der Prozeß mit ei- 
ner Farce. 'Irotz richterlicher 
Anordnung und Einladung er- 
schienen die für den Mord ver- 
antwortlichen Polizeibeamten 
nicht vor Gericht. In seinen 
Äußerungen und Bemerkun- 
gen zeigte das Gericht, daß es 
nicht unabhängig entscheidet 
und dem Druck des damaligen 
Justizministers Sevket Kazan 
unterworfen ist. 

Erst der öffentliche Druck 
im In- und Ausland setzte im 
Göktepe-Prozeß eine Bewe- 
gung in Gang. Nun waren am 
8. Verhandlungstag alle 9 an- 
geklagten Polizisten anwe- 
send. Nach einer breiten Si- 
cherheitskontrolle wurden nur 
Journalisten mit gelber Presse- 
karte, Rechtsanwälte, auslän- 
dische Delegationen und Re- 
porter in den Gerichtssaal hin- f 
eingelassen. Die Demonstran- ka. 
ten wurden gehindert. Denn 
der Gouverneur von Afyon hatte angeord- 
net, daß sie nicht vor den Gerichtssaal zie- 
hen dürfen. Hundertschaften von Polizei 
und Sicherheitskräften sorgten dafür, daß 
sie nicht die Polizeisperre überschreiten 
konnten. Mit Parolen und 'Iransparenten 
zeigten sie dennoch ihre Solidarität. 

Als Richter Kamil Serif die Gerichtsver- 
handlung eröffnete, kam auch im Gerichts- 
saal Unruhe auf. Als die für den Tod an Gök- 
tepe verantwortlichen Polizeibeamten Fe- 
dai Korkmaz, Murat Polat, Burhan Koc und 
Metin Küsat freigesprochen wurden, exi- 
stiere eine große Empörung unter den 
Rechtsanwälten der Anklage. 

Diese latsache zeigt nochmals, daß staat- 
liche Interessen in der Türkei alles daran set- 
zen, durch Hinauszögerung, Ignoranz und 
Freispruch der Mörder diesen Prozeß zur 
Farce zu machen. Der exemplarische Fall 
„Metin Göktepe“ zeigt wiederum, daß in 
der Türkei keine demokratische Gerichts- 
barkeit und Rechtsstaatlichkeit existiert. 
Wir rufen die demokratische Öffentlichkeit 
auf, gegen diese Realität zu protestieren und 
ein Zeichen der Solidarität zu setzen. 

DIDE Föderation der Demokratischen 
Arbeitervereine aus der Türkei in der BRD, 
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Freiheit für den Ge- 
fangenen Moham- 


mad Raja Na’Arat 
(Abou Rafaat) 


Wir würden gern Ihre Aufmerksamkeit auf 
die Geschichte des palästinensischen Ge- 
fangenen lenken, der im Ashkilon-Gefäng- 
nis seit 1976 eingesperrt ist. Er wurde zu le- 
benslanger Haft verurteilt. Seine Gesund- 
heit verschlechterte sich im Lauf der Zeit 
extrem. 

Er wurde 1929 in Ma’thlun - Jenin in der 
Westbank geboren. 

Wir, das ‚Komitee für die Verteidigung der 
palästinensischen Internierten und Gefan- 
genen in den israelischen Gefängnissen’, 
verurteilen die fortdauernde Inhaftierung 
dieses alten Mannes. Wir appellieren an Sie, 
alle Anstrengungen zu unternehmen, ihn 
freizubekommen gemäß den internationa- 
len Abkommen, Konventionen und den 
Menschenrechten. 

Mit unseren besten Wünschen 
Komitee für die Verteidigung der palästinen- 
sischen Internierten und Gefangenen in den 
israelischen Gefängnissen 


Damaskus, 19.5.1997 
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